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Politikverdrossenheit. Als Willkür empfundene politische Entscheidungen. 
Misstrauen gegen die Regierungen. Wachsender Protestwille. Von einer 
ÄKrise der repräsentativen Demokratie³ LVWGLH5HGH'HUÄ:XWEUJHU³ZLUG
zum Wort des Jahres 2010 der Gesellschaft für deutsche Sprache (GfdS) 
gewählt. Der GfdS nach steht der Wutbürger für die Empörung der Gesell-
schaft darüber, "dass politische Entscheidungen über ihren Kopf hinweg 
getroffen werden" und dokumentiert ÄHLQ JURHV %HGUIQLV GHU %UJHULn-
nen und Bürger, über ihre Wahlentscheidung hinaus ein Mitspracherecht 
bei gesellschaftlich und politisch relevanten ProMHNWHQ]XKDEHQ³. 
Diese Forderung ist nicht neu. Nachdem mit Gründung der Bundesrepub-
lik Deutschland 1949 stolz eine funktionsfähige demokratische Ordnung 
verfestigt wurde, in der vom Volk gewählte und legitimierte Vertreter die 
Geschicke unserer Gesellschaft und unseres Landes lenken, wurde be-
reits in den 60er Jahren der Ruf nach mehr Beteiligung der Bürgerinnen 
und Bürger1 lauter. Willy Brandt versprach daher in seiner Regierungser-
klärung vom 28.10.1969 mehr zu informieren, mehr den Dialog zu suchen 
und mehr Demokratie zu wagen.  
Die Umsetzung von Bürgerbeteiligungsverfahren ist bis heute schwierig 
und scheitert nicht zuletzt an den Berührungsängsten zwischen Politik, 
Verwaltung und Bürger. Die einen haben Angst vor Machtverlust und Kon-
kurrenz, die anderen klagen über Mehrarbeit und die Verlängerung von 
Entscheidungswegen und die Dritten fühlen sich nicht ernst genug ge-
nommen. Auf dem Weg zu einer besseren Bürgerbeteiligung werden da-
her in vielen Themenfeldern Beteiligungsmodelle erprobt und mit ver-
schiedenen Verfahren experimentiert.  
                                            
1
 Ausschließlich aus Gründen der besseren Lesbarkeit wird im weiteren Textverlauf nur 
die männliche Form verwendet; es sind stets Personen männlichen und weiblichen Ge-
schlechts gleichermaßen gemeint. 
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Nicht zuletzt durch die verstärkten Proteste von Bürgern gegen Großpro-
jekte wie Stuttgart 21 wird erneut intensiv über frühzeitige und ausrei-
chende Beteiligungsformen bei Planungsmaßnahmen diskutiert. Mit stei-
gendem Bildungs- und Wohlstand wächst auch der Wunsch, sich am poli-
tischen Willensbildungsprozess zu beteiligen. Die Notwendigkeit von Pla-
nungen und oftmals die Art und Weise wie Beschlüsse zustande kommen, 
sind dem Bürger unklar und sorgen für Misstrauen gegenüber den politi-
schen Vertretern. Für die Akzeptanz von Großprojekten und die Bewälti-
gung gesellschaftlicher Herausforderungen müssen jedoch die Bürger mit 
eingebunden werden. Auch das transparenteste Verfahren kann allerdings 
keine Akzeptanz aller Betroffenen garantieren, es kann die Entscheidun-
gen jedoch nachvollziehbarer machen.  
Die vorliegende Arbeit beschäftigt sich mit Beteiligungsformen bei Stadt-
entwicklungsprozessen ohne Berücksichtigung von verschiedenen Prob-
lemfeldern, unterschiedlichen regionalen Gegebenheiten und der Größe 
der Städte und Gemeinden. Es wird herausgearbeitet, wieso Stadtentwick-
lung für Städte und Gemeinden, auch wenn heute noch keine konkreten 
Problemfelder vorliegen, von großer Bedeutung ist und welche Rolle dabei 
die Einbindung der Bevölkerung spielt. Die Beteiligung interessierter Bür-
ger stellt Kommunen und ihre Kommunalpolitiker vor eine große Heraus-
forderung, die es in den nächsten Jahren zu bewältigen gilt. Für mehr Ak-
zeptanz und Identifikation müssen die Bürger für wichtige Themen und 
große Projekte sensibilisiert und aktiviert werden. Diese Arbeit untersucht, 
wie Bürger in Planungs- und Entwicklungsprozesse eingebunden werden 
können. Dabei werden die größten Risiken und Fehlerquellen aufgezeigt, 
an denen Bürgerbeteiligungen scheitern können. Zugleich soll eine Hilfe-
stellung gegeben werden, Ärger und Frustration zu vermeiden. Es werden 
konkrete Beteiligungsverfahren vorgestellt, um gemeinsam mit Bürgern, 
Politikern und der Verwaltung die Zukunft zu gestalten. 
Zu Beginn der Arbeit werden im zweiten Kapitel zentrale Begriffe definiert. 
Es wird erläutert, weshalb Stadtentwicklung für Städte und Gemeinden 
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von Bedeutung und aus welchen Gründen eine Beteiligung der Bürger 
dazu notwendig ist. In Kapitel drei der Arbeit werden die verschiedenen 
Formen der Bürgerbeteiligung definiert und untersucht. Es geht hierbei 
zum einen um gesetzlich vorgeschriebene Beteiligungsformen wie auch 
um informelle Formen der Beteiligung, die vor allem bei Stadtentwick-
lungsprozessen zu einem umfassenden Diskurs und Zielfindungsprozess 
führen sollen. An dieser Stelle werden notwendige Grundvoraussetzungen 
für eine erfolgreiche Beteiligung der Bürger verdeutlicht und beispielhafte 
Beteiligungsformen vorgestellt. Durch die technische Entwicklung des 
Internets und der rasant wachsenden Angebote des Web 2.0 ergeben sich 
weitere Möglichkeiten der Einbindung von Bürgern in Beteiligungsprozes-
se. Diese Arbeit zeigt Chancen auf, die sich durch ergänzende, technisch 
unterstützte Beteiligungsformen ergeben. Verschiedene Zielgruppen wer-
den durch die Beteiligungsformen unterschiedlich angesprochen. Vor al-
lem Kinder und Jugendliche sind besonders schwer zu aktivieren. Wie 
diese Zielgruppe in den Stadtentwicklungsprozess eingebunden und ihr 
Interesse an politischer Teilhabe geweckt werden kann, ist Gegenstand 
des vierten Kapitels. In Kapitel fünf wird exemplarisch an der Stadt Holz-
gerlingen dargestellt, wie ein Stadtentwicklungsprozess ablaufen kann. 
Seit Anfang 2011 wird in Holzgerlingen die Ä6WDGWHQWZLFNOXQJ 2030³ in ei-
nem umfassenden Beteiligungsprozess gemeinsam mit den Bürgern 
durchgeführt. Ob sich dieser Stadtentwicklungsprozess erfolgreich gestal-
tet und ob er die in Kapitel drei definierten Grundvoraussetzungen berück-
sichtigt, wird im Soll/Ist-Vergleich in Kapitel sechs untersucht. Zum 
Schluss fasst die Arbeit in Kapitel sieben die Gründe für eine gemeinsame 
Stadtentwicklung mit der Bürgerschaft zusammen und wagt einen Blick in 
deren zukünftige Bedeutung für unsere gemeinsamen Wohn- und Lebens-
räume.  
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2 Chancen der Stadtentwicklung 
Städte und Gemeinden, wie auch das Leben der Gesellschaft, haben sich 
an ständig verändernde Bedingungen anzupassen. So haben uns wäh-
rend der Industrialisierung vor allem Themen wie die Abwanderung vom 
Lande und die damit verbundene Großstadtbildung oder auch die mit den 
sozialen Missständen verbundene Soziale Frage beschäftigt. In der Nach-
kriegszeit galt es Aufgaben wie den Wiederaufbau der Infrastruktur und 
die Demokratisierung zu lösen. Heutige Herausforderungen sind vor allem 
der demografische Wandel, die ökonomische Globalisierung sowie Aufga-
ben aus dem Klimawandel. 
Unsere Lebensräume sind demnach seit jeher ständigen Wandlungen un-
terworfen. Es wäre zu kurz gedacht, ÄStadtentwicklung nur unter den Ge-
sichtspunkten von Planung und Bau neuer Gebäude und Straßen zu se-
hen³ (Conradi, 2007, S. 73). Vielmehr wird Stadtentwicklung definiert als 
die gesellschaftliche, wirtschaftliche, kulturelle und ökologische Gesamt-
entwicklung einer Kommune. (BMVBS, 2010b, S. 5, 35) Es geht vor allem 
um Äsoziale und ökonomische Fragestellungen, um Bildung und Kultur³ 
(Conradi, 2007, S. 73); darum ÄSignale zu setzen, die Stimmung zu ver-
bessern und Impulse für bürgerschaftliches Engagement zu geben³ 
(BMVBS, 2009, S. 62).  
Damit Städte und Gemeinden für die Zukunft gewappnet sind, muss mit 
innovativen und zukunftsweisenden Lösungen den heutigen Herausforde-
rungen begegnet werden. Seit vielen Jahren sind sich Planer daher einig, 
dass sich Stadtentwicklung nicht ohne die Bürger bewältigen lässt. Denn 
die vielseitigen Themen sind nicht abschließend definiert. Es gibt keine 
festgelegten Lösungswege und kein richtig oder falsch. Gemeinsam muss 
über Probleme gesprochen werden, darüber, welche Lösungswege mög-
lich sind und was davon gut oder schlecht wäre. Der Prozess lebt vom 
Austausch der Informationen und Argumenten. Das Ermitteln und Vermit-
teln von Informationen wie auch das Austauschen und Verständigen unter 
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den Betroffenen ist ein wesentlicher Teil der planerischen Arbeit. (Selle, 
2010, S. 368) Bei der Entwicklung von Städten und Gemeinden müssen 
zahlreiche Beteiligte und Betroffene sowie eine große Anzahl von Interes-
sen, Belangen und Rahmenbedingungen berücksichtigt werden. Die Pla-
nung bedarf einer intensiven Kommunikation zwischen Bürgern auf der 
einen Seite und der öffentlichen Verwaltung und Politikern auf der anderen 
Seite. Die richtige Kommunikation ist dabei der entscheidende Faktor ei-
nes erfolgreichen Planungs- und Beteiligungsprozesses. (Kubi-
cek/Lippa/Westholm, 2009, S. 13)  
So besteht Stadtentwicklung im Wesentlichen aus kommunikativer Arbeit. 
Informationen müssen aus einem großen Beteiligtenkreis gesammelt wer-
den, Argumente müssen ausgetauscht und abgewogen werden und es 
muss zwischen den unterschiedlichen Interessen vermittelt und verhandelt 
werden. (Selle, 2010, S. 369) Kommunikation wird daher im Rahmen der 
Stadtentwicklung seit einigen Jahren als Sammelbegriff verstanden, der 
sich auf Information, Beteiligung und Kooperation bezieht. (Bi-
schoff/Selle/Sinnig, 2005, S. 10f) 
Information ist die Basis jeglicher Kommunikation, wobei Informationen 
nicht nur beschafft sondern auch weitergegeben werden. Bürger sollen 
durch Informationen Einstellungen und Verhalten ändern. (Selle, 2000, 
S. 17) Es geht darum mittels Befragungen, Broschüren, Infoständen oder 
Presseartikeln Sachverhalte zu erkunden, Informationen zu beschaffen 
und Meinungen zu bilden. Ohne ausreichende Information vor, während 
und auch nach der Beteiligung, kann diese nicht erfolgreich sein. Informa-
tion ist daher zwingender Bestandteil ständiger kommunikativer Arbeit. 
(Bischoff/Selle/Sinnig, 2005, S. 10, 49) 
Beteiligung steht für den Dialog und die Erörterung der Planungen zwi-
schen den Beteiligten und gegebenenfalls auch für die Möglichkeit der 
Mitentscheidung. (Bischoff/Selle/Sinnig, 2005, S. 10) Der gemeinsame 
Dialog soll zu Vereinbarungen über Aufgaben und Ziele führen. (Selle, 
2000, S. 18) Bürgerbeteiligung wird definiert als Ädie Einbindung der Bür-
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ger in einen politischen Entscheidungs- und Planungsprozess³, vor allem 
im kommunalen und regionalen Zusammenhang (Wentzel, 2010, S. 38). 
Beteiligung beziehungsweise Partizipation2 wird demnach als ÄTeilhabe 
der Bürger3 an politischen Entscheidungsprozessen³ verstanden, worunter 
alle Tätigkeiten fallen, die Äder Bürger freiwillig unternimmt um auf politi-
sche Entscheidungen Einfluss zu nehmen³Initiative eParticipation, 2005, 
S. 7). 
Kooperation als dritter Teil der Kommunikation bezeichnet die Zusam-
menarbeit selbständiger Akteure, denen eine eigene Entscheidungs- und 
Handlungskompetenz zugesprochen werden kann. (Bischoff/Selle/Sinnig, 
2005, S. 10, 50)  
Für eine qualitativ hochwertige Planung und Entwicklung muss auf die 
Bedürfnisse und Ängste aber auch auf die Ideen der Bürger eingegangen 
werden. Sie müssen im Prozess der Veränderung mitgenommen und ihr 
Potential, ihr Wissen und ihre Initiativen als Betroffene genutzt werden. 
Denn die Bürger sind nicht nur die Nutzer der betroffenen Gebiete, son-
dern zugleich auch Kunden und Auftraggeber der Planung. (Büllesbach, 
2011, S. 370; Selle, 2010, S. 369f) Die Bürger leben vor Ort und kennen 
ihr Lebensumfeld mit dessen Eigenschaften und Möglichkeiten so gut wie 
kein anderer. Sie sind die Experten des Alltags. Die Einbindung der Bür-
ger bringt daher zusätzliches Problem- und Lösungswissen. Konflikte kön-
nen frühzeitig und konstruktiv gelöst werden und die Akzeptanz staatlicher 
Entscheidungen sowie die Identifikation der Bürger mit ihrer Stadt erhöhen 
sich. Alle Beteiligten, Planer, Verwaltung und Bürger, bringen verschiede-
ne Sichtweisen und Fakten mit. Diese verschiedenen Wissensarten zu-
sammenzuführen ist für die Qualität von Planungsprozessen von großer 
Bedeutung. (Hill, 2010, S. 31; Molitor, 2007, S. 35)  
                                            
2
 Lat.: participare = teilnehmen, teilhaben. 
3
 Bei dem hier verwendeten Bürgerbegriff ist in keiner Weise die Definition aus § 12 der 
*HPHLQGHRUGQXQJJHPHLQWYLHOPHKUZLUGSUDNWLVFKÄMHGHUPDQQ³XPIDVVWGKDOOHQDWr-
lichen und juristischen Personen die vom Entscheidungsprozess betroffen oder voraus-
sichtlich betroffen sind oder ein Interesse daran haben (Rothe/Müller, 2000, S. 45). 
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3 Herausforderung Bürgerbeteiligung 
Die Beteiligung der Bevölkerung ist nur ein Teil der kommunikativen Auf-
gaben bei der Stadtentwicklung, allerdings aufgrund der konfliktreichen 
Interessen einer mit besonderen Anforderungen und wesentlicher Bedeu-
tung. (Selle, 2010, S. 370) Wie der Freiwilligensurvey für Baden-
Württemberg (Zentrum für Zivilgesellschaftliche Entwicklung Freiburg, 
2011, S. 6-9) zeigt, mangelt es nicht an bürgerschaftlichem Engagement. 
Diese Potentiale müssen für die Stadtentwicklung noch richtig genutzt 
werden. Betroffene müssen zu Beteiligten werden. (BMVBS, 2010a, S. 13) 
Planungsprozesse scheitern oftmals nicht an ihrem Inhalt, sondern an den 
verschiedenen Interessen und einer unzureichenden Kommunikation un-
tereinander. (Selle, 2000, S. 27f) Die Formen und Verfahren der Beteili-
gung sind sehr breit und vielfältig. Um einen Beteiligungsprozess optimal 
zu gestalten, müssen bereits im Vorfeld einige zentrale Fragen beantwor-
tet werden:  
 Was ist Gegenstand der Erörterung? (Was soll das Thema sein, 
wie stellt sich die Situation dar? ± Optionen, Modifikationen, Teilas-
pekte) 
 Wer soll beteiligt werden? (Wer sind die Akteure und welche Stel-
lung haben sie im Prozess? ± organisierte Gruppen, Einzelperso-
nen, Betroffene) 
 Was soll mit dem Beteiligungsangebot erreicht werden? (Ideen 
sammeln, Informationen erhalten, zu eigenen Aktivitäten anregen) 
 Welche Rahmenbedingungen stehen zur Umsetzung zur Verfü-
gung? (Zeit, Personal, Geld) 
Erst auf dieser Grundlage lassen sich die passenden Beteiligungsformen 
zusammenstellen (vgl. Abbildung 1). Kosten und Aufwand sollten dabei 
frühzeitig gegenüber Zielen und Nutzen abgewogen werden, um eine 
ausgewogene Relation herstellen zu können. (Bischoff/Selle/Sinnig, 2005, 
S. 42f) 
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Abbildung 1: Auswahl der Beteiligungsverfahren 
Quelle: Eigene Darstellung nach Kubicek/Lippa/Westholm, 2009, S. 105 
Wie bereits dargestellt, ist die Basis jeglicher Kommunikation und damit 
der Beteiligung von Bürgern ein umfassendes Informationsangebot. Erst 
darauf aufbauend können verschiedene Instrumente eine aktive Teilhabe 
an Planungs- und Entscheidungsprozessen ermöglichen. Dabei kann es 
grundsätzlich nicht nur eine Form der Beteiligung geben, sondern eine 
ganze Bandbreite, welche die unterschiedlichen Akteure unterschiedlich 
abholt und einbindet. (BMVBS 2010b, S. 8) Jedes Beteiligungsverfahren 
erfüllt ein eigenes Spektrum an inhaltlichen und verfahrensbezogenen An-
forderungen. Die Verfahren miteinander zu kombinieren ist nicht nur sinn-
voll, sondern notwendig. Die eingesetzten Methoden müssen an den Zie-
len orientiert werden, zueinander passen und untereinander verknüpft 
werden (Bischoff/Selle/Sinnig, 2005, S. 39, 45). 
Generell lassen sich formelle und informelle Verfahren unterscheiden. 
Formelle Verfahren sind gesetzlich definiert wie zum Beispiel im Bauge-
setzbuch die Anhörung oder öffentliche Auslegung oder in weit reichender 
Form Bürgerbegehren und Bürgerentscheid in der Gemeindeordnung. 
Eignung für Zielgruppen? 
Eignung für Thema? 
Eignung für Ziele? 
Beteiligungsmethoden 
Verfahren 






Herausforderung Bürgerbeteiligung 9 
Demgegenüber sind informelle Verfahren, wie Bürgergutachten und Zu-
kunftswerkstätten, unabhängig gegenüber gesetzlichen Normen und wer-
den erweiternd und ergänzend eingesetzt, um die Reichweite und die Ge-
staltungsmöglichkeiten der Kommunen zu erhöhen. (Selle, 2010, S. 372) 
Dementsprechend gibt es vielseitige Möglichkeiten die Bürger in Pla-
nungs- und Entwicklungsprozesse einzubinden, deren Auflistung und Er-
klärung in diesem Rahmen jedoch nicht ausreichend möglich ist. Vielmehr 
sollen im Folgenden zum einen die gebräuchlichsten gesetzlich definierten 
Verfahren erläutert werden und zum anderen beispielhafte informelle Ver-
fahren für die Aktivierung großer Bevölkerungsgruppen dargestellt wer-
den. Um den technischen Fortschritt zu berücksichtigen, werden zudem 
erweiternde Beteiligungsmöglichkeiten durch das Web 2.0 aufgezeigt. 
Wesentliches Augenmerk soll auf die Voraussetzungen einer erfolgreichen 
Beteiligung und der damit verbundenen Risiken und Potentiale für Politik 
und Verwaltung gelegt werden.  
3.1 Formelle Instrumente 
Der Gesetzgeber ermöglicht an verschiedenen Stellen die Beteiligung der 
Bürger oder schreibt sie im Rahmen von Verfahren vor. Den Bürgern wird 
damit das Recht auf Information und Teilhabe gewährt und die Verwaltung 
zugleich verpflichtet, die Bürger angemessen zu informieren und ihre An-
liegen zu berücksichtigen. Die gesetzlichen Bestimmungen haben sich 
dabei in den vergangenen Jahren ständig weiterentwickelt. Auch die Eu-
ropäische Union hat EHLVSLHOVZHLVH PLW GHU Ä5LFKWOLQLH (* EHU
die Beteiligung der Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung bestimmter um-
ZHOWEH]RJHQHU3OlQHXQG3URJUDPPH´ im Jahr 2004 Einfluss auf die Aus-
gestaltung der Beteiligungsverfahren im Baugesetzbuch genommen. Hier 
werden die für die Stadtentwicklung relevantesten formellen Beteiligungs-
verfahren der Gemeindeordnung und des Baugesetzbuches genannt, 
wohlwissend, dass diese Aufzählung nicht alle gesetzlich definierten For-
men umfasst.  
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3.1.1 Gemeindeordnung 
Die Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) sieht verschiede-
ne Regelungen vor, mit denen die Bürger Einfluss auf Entscheidungen 
des Gemeinderates in unterschiedlicher Form nehmen können. Für die 
Beteiligung der Bürger bei Maßnahmen der Stadtentwicklung kommen 
verschiedene Regelungen in Betracht und es werden daher beispielhafte 
Formen dargestellt.  
Nach § 20 Abs. 2 S. 2 GemO soll die Gemeinde bei wichtigen Planungen 
und Vorhaben die Einwohner möglichst frühzeitig über die Grundlagen 
sowie die Ziele, Zwecke und Auswirkungen der Planung unterrichten und, 
sofern dafür ein besonderes Bedürfnis besteht, den Einwohnern Gelegen-
heit zur Äußerung geben. Damit wird sichergestellt, dass für bedeutende 
Angelegenheiten die Meinungen der Einwohner gehört und berücksichtigt 
werden. Nähere Bestimmungen zur Durchführung sind nicht beschrieben 
und damit der Gemeinde zur Ausgestaltung überlassen. (Müller, 2009, 
S. 24) 
Um wichtige Gemeindeangelegenheiten mit den Einwohnern zu erörtern, 
sieht § 20a GemO eine Bürgerversammlung vor. Diese soll nach Abs. 1 
einmal pro Jahr und im Übrigen nach Bedarf stattfinden. Die Bürgerver-
sammlung ist kein Entscheidungsorgan sondern lediglich eine beratende 
Versammlung. Die Gemeindeorgane haben dennoch die in der Bürgerver-
sammlung vorgebrachten Anregungen und Vorschläge innerhalb von drei 
Monaten zu behandeln. (§ 20a Abs. 4 GemO) Im Normalfall wird die Bür-
gerversammlung durch den Gemeinderat anberaumt, kann aber nach den 
Voraussetzungen des § 20a Abs. 2 GemO auch von den Bürgern bean-
tragt werden. (Müller, 2009, S. 25) 
Durch Bürgerbegehren und Bürgerentscheid können Bürger die Entschei-
dung über ein Thema anstelle des Gemeinderates erwirken oder sich ge-
gen eine Entscheidung des Gemeinderates aussprechen. § 21 GemO er-
möglicht damit den Bürgern unmittelbar über Sachfragen zu entscheiden. 
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Ausgeschlossen sind allerdings Themen, die nicht in den Zuständigkeits-
bereich des Gemeinderates nach § 24 Abs. 1 GemO fallen oder im Nega-
tivkatalog des § 21 Abs. 2 GemO enthalten sind. Um einen Bürgerent-
scheid durchzuführen, müssen die Voraussetzungen des 
§ 21 Abs. 3 GemO erfüllt sein. Insbesondere muss das Bürgerbegehren 
von mindestens 10 % der Bürger unterschrieben sein. Dieses Unterschrif-
tenquorum ist sinnvoll, um eine Mindestunterstützung für das aufwendige 
Verfahren der Abstimmung sicherzustellen. Die im Bürgerentscheid ge-
stellte Frage wird im Sinne der Mehrheit der abgegebenen Stimmen ent-
schieden, sofern diese 25 % der Stimmberechtigten darstellen. Wird die-
ses Quorum nicht erreicht, entscheidet der Gemeinderat über die Angele-
genheit. (Müller, 2009, S. 28ff.) Bürgerbegehren und Bürgerentscheid si-
chern in der politischen Kultur den Bürgern zu, dass ihre Interessen gehört 
werden. Es ist die Aufgabe der kommunalen Politiker, alle Interessen in-
soweit zu berücksichtigen, dass es erst gar nicht zu einem Bürgerent-
scheid kommen muss. So macht Wehling (2000, S. 147) in diesem Zu-
sammenhang deutlich, dass Elemente der direkten Demokratie die Funk-
tionsfähigkeit der repräsentativen Demokratie erhöhen. (Wehling, 2000, 
S. 146f) 
3.1.2 Baugesetzbuch 
Das Baugesetzbuch (BauGB) sieht ganz bewusst bei verschiedenen Ver-
fahren die Einbeziehung und Beteiligung der Bürger vor. Dem Instrument 
der Bürgerbeteiligung kommen dabei verschiedene Funktionen zu. Zum 
einen eine Informationsfunktion, da die Beteiligung der Beschaffung und 
Vervollständigung des zur Planung notwendigen Abwägungsmaterials 
dient. Zum anderen eine demokratische Funktion, wodurch die Bürger in 
politische Entscheidungsprozesse eingebunden werden. Drittens dient die 
Rechtsschutzfunktion dazu, den Bürgern die Möglichkeit zu geben, ihre 
Interessen und Rechte geltend zu machen. Letztlich soll die Integrations-
funktion die Akzeptanz der Planung unter den Betroffenen vergrößern. 
(Rothe/Müller, 2000, S. 43; Stüer, 2009, S. 317) 
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Beispielhaft wird hier das Beteiligungsverfahren bei Aufstellungsverfahren 
von Bauleitplänen erläutert. Dieses ist zweistufig aufgebaut (vgl. Abbil-
dung 2). Zuerst ist eine vorgezogene Beteiligung nach § 3 Abs. 1 BauGB 
vorgesehen, bei der die Öffentlichkeit über Äallgemeine Ziele und Zwecke 
der Planung, sich wesentlich unterscheidende Lösungen, die für die Neu-
gestaltung oder Entwicklung in Betracht kommen, und die voraussichtli-
chen Auswirkungen der Planung³ öffentlich unterrichtet werden soll und ihr 
Gelegenheit Äzur Äußerung und (U|UWHUXQJ³ gegeben wird. In einer zwei-
ten Stufe sind nach § 3 Abs. 2 %DX*%ÄGLHEntwürfe der Bauleitpläne mit 
der Begründung und den nach Einschätzung der Gemeinde wesentlichen, 
bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen³ einen Monat öf-
fentlich auszulegen (Offenlage). Während der Auslegung kann die Öffent-
lichkeit Stellungnahmen abgeben, die vor Beschlussfassung zu prüfen 
sind und deren Ergebnis mitzuteilen ist (§ 3 Abs. 1-2 BauGB). 
 
Abbildung 2: Die zwei Stufen der Beteiligung 
Quelle: Eigene Darstellung nach Rothe/Müller (2000, S. 44) 
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Das BauGB verzichtet bei der vorgezogenen Beteiligung auf formale und 
verfahrensmäßige Anforderungen der Öffentlichkeitsbeteiligung und lässt 
den Gemeinden die Entscheidung über Art und Weise der Beteiligung frei. 
Welche Beteiligungsform gewählt wird, in welchem Umfang die Öffentlich-
keit einbezogen und informiert wird und zu welchem Zeitpunkt eine Betei-
ligung stattfindet, hängt nicht zuletzt auch vom Inhalt und der Sensibilität 
der zur Diskussion stehenden Planung ab. Oftmals wird die vorzeitige Öf-
fentlichkeitsbeteiligung nach dem Aufstellungsbeschluss durchgeführt, 
wenn auch die Planungen eine Darlegung der Ziele und Zwecke sowie der 
Auswirkungen zulassen. Der Stand der Planungen sollte die Möglichkeit 
zu Erörterungen mit der Öffentlichkeit bereits bieten und dennoch sämtli-
che Entscheidungsmöglichkeiten offen lassen, um Erkenntnisse der Betei-
ligung in die Planungen einfließen zu lassen. (Rothe/Müller, 2000, S. 45; 
Molitor, 2007, S. 37) Nach Wallraven-Lindl u.a. (2007, S. 69) hat sich die 
frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung zu einem Stück gelebter Demokratie 
entwickelt, da die Gemeinde stets im Auge haben sollte, an welchen Be-
dürfnissen sie sich zu orientieren hat und welche Funktion diesem Verfah-
ren zukommt. 
Die zweite Stufe der Bürgerbeteiligung, die öffentliche Auslegung, ist 
streng formalisiert. Ist die eigentliche Planungsphase abgeschlossen und 
der Bauleitplan vom Grundsatz her beschlussreif, so werden bei der Of-
fenlage die Bauleitpläne mit dem Erläuterungsbericht oder der Begrün-
dung einen Monat lang öffentlich ausgelegt. Die Bürger können in dieser 
Zeit ihre Anregungen vorbringen. Diese sind bei der Abwägung zu berück-
sichtigen und dienen der Planungsbehörde zur Beschaffung und Vervoll-
ständigung des notwendigen Abwägungsmaterials. Die planende Ge-
meinde wird durch die Anregungen der Bürger auf deren Interessen auf-
merksam gemacht und soll den Belangen gegebenenfalls durch Änderun-
gen der Planung Rechnung tragen. (Rothe/Müller, 2000, S. 51-59; Stüer, 
2009, S. 324) 
Herausforderung Bürgerbeteiligung 14 
3.2 Informelle Instrumente 
Für eine breite und vertiefte Beteiligung der Bürger sind förmliche Verfah-
ren in der Regel unzureichend und so findet Bürgerbeteiligung nicht nur 
entlang der gesetzlichen Vorschriften statt, sondern setzt häufig vorher in 
Form von offenen, kooperativen und nicht normierten Verfahren ein. 
(Renner, 2007, S. 3) Es gibt dabei keine allgemeingültige Anleitung wie 
Beteiligungsprozesse auszusehen haben, doch verfolgen sie alle das Ziel, 
Lösungen und Strategien des Interessenausgleichs und der Konfliktbewäl-
tigung zu finden. (BMVBS 2010b, S. 8)  
Die zu wählenden Beteiligungsformen hängen entscheidend von der Situ-
ation vor Ort, dem Planungsproblem und der beteiligten Akteure ab. Sie 
unterscheiden sich nach ihrem Aufwand, der angesprochenen Zielgruppe, 
der Dauer oder dem zu erreichenden Ziel. (BMVBS 2010b, S. 33) So gibt 
es beispielsweise Verfahren, die der Beteiligung vieler dienen, aber ver-
gleichsweise nur oberflächliche Informationen und Erörterungen bieten 
(Bürgerversammlung, öffentliche Anhörung). Andere Verfahren, die eine 
qualifizierte Auseinandersetzung mit einem Thema zulassen, sind dage-
gen nur für einen kleinen Kreis von Teilnehmern bestimmt (Arbeitsgruppe, 
Runder Tisch). Eine Beteiligungsstrategie, bei der ein formenübergreifen-
des Konzept erarbeitet wird, ist daher für eine Beteiligung, die nicht nur in 
die Breite, sondern auch in die Tiefe gehen soll, notwendig. (Bi-
schoff/Selle/Sinnig, 2005, S. 39, 45) Im Dialog und in Kooperation mit den 
Betroffenen sollen gemeinsam Ziele und bewohnergetragene Lösungen 
entwickelt werden.  
Für eine erfolgreiche Umsetzung von informellen Beteiligungsverfahren 
müssen bestimmte Rahmenbedingungen gegeben sein. Es sollen daher in 
folgendem Abschnitt einige der wichtigsten Voraussetzungen für eine aus-
sichtsreiche Beteiligung aufgezeigt werden. Anschließend werden ver-
schiedene relevante Beteiligungsformen exemplarisch dargestellt, mit de-
ren Hilfe die Bürger für eine kreative Entwicklung ihrer Städte gewonnen 
werden können.  
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3.2.1 Risiken und Potentiale erkennen und nutzen 
Die steigende Zahl von Bürgerinitiativen oder Protesten gegen Großpro-
jekte sind ein Hinweis darauf, dass sich die Bürger nicht ausreichend in 
den Planungsprozess eingebunden fühlen und die Beteiligung heute un-
verzichtbarer ist denn je. Vielfach ist die Forderung nach mehr, nach einer 
besseren Bürgerbeteiligung, zu hören. Jedermann soll die Möglichkeit ha-
ben, seine Interessen und Rechtspositionen zu vertreten und somit Ein-
fluss auf Planungs- und Entscheidungsprozesse zu nehmen. Doch warum 
gibt es bei der Umsetzung noch so viele Schwierigkeiten? 
In der Bevölkerung besteht zwar ein enormes Bereitschaftspotential sich 
einzubringen, doch es fehlt bei den Städten und Gemeinden bisher die 
Fähigkeit zur Mobilisierung und Aktivierung dieses Potentials. Dies kann 
unter anderem an einem oftmals noch vorherrschenden gegenseitigen 
Misstrauen liegen, welches bisher nicht in ausreichendem Maße über-
wunden wurde. So fehlt auf Seiten der Bürger das Vertrauen, dass die 
Beteiligungsangebote auch Aussicht auf Erfolg haben und ihre Anliegen 
von den Kommunalpolitikern wirklich gehört werden wollen. Die Verwal-
tung und Politik ist gerade aus den Gründen heraus, dass oftmals wenig 
Beteiligung vorliegt und man es ]XPHLVWPLWGHQ ÄEOLFKHQ9HUGlFKWLJHQ³
zu tun hat, die ja doch nur die Wünsche und Bedürfnisse einzelner Ziel-
gruppen vertreten, lustlos gegenüber einer umfassenden Einbindung der 
Bürger. Diese Vorbehalte gegeneinander bestätigen und verstärken sich 
und enden somit in einem Kreislauf, aus dem es herauszutreten gilt. 
(Deutscher Bundestag, 2009, S. 76f) 
Um diesem Teufelskreis zu entkommen, ist es sinnvoll eine einheitliche 
Vorgehensweise für die Beteiligung an Planungsprozessen festzulegen. In 
einer solchen Verfahrensordnung wird festgelegt, bei welchen Themen die 
Bürger in welchem Umfang eingebunden werden. Damit kann gegenüber 
den Bürgern verbindlich gezeigt werden, dass sie sich auf die Berücksich-
tigung ihrer Anliegen verlassen können und zum anderen wird der Politik 
deutlich gemacht, dass es nicht um eine Machtabgabe oder Ersetzung der 
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repräsentativen Demokratie geht. (Klages, 2010, S. 14, 17ff.) Es darf nicht 
vergessen werden, die Schranken der Beteiligung im Vorfeld deutlich zu 
machen. Zu hohe Erwartungen, die letztendlich an rechtlichen oder finan-
ziellen Gründen scheitern, führen nicht zu der gewünschten Beteiligung 
und Akzeptanz.  
In einer solchen Verfahrensordnung müssen zudem die Spielregeln für 
einen fairen, offenen und respektvollen Umgang untereinander formuliert 
werden. Hierzu gehören unter anderem die Aufklärung über rechtliche 
Handlungsmöglichkeiten, die Sicherstellung eines ungehinderten Informa-
tionszugangs und die Vereinbarung über die Verwendung und Veröffentli-
chung der Ergebnisse. (Bischoff/Selle/Sinnig, 2005, S. 40f) Es muss be-
reits zu Beginn der Beteiligung allen Akteuren bewusst sein, was die Auf-
gaben und Ziele sind und mit welcher Ergebnisverwendung gerechnet 
werden kann. Es ist ebenfalls wichtig, den Teilnehmern nach Abschluss 
der Beteiligung aufzuzeigen, welche Maßnahmen umgesetzt werden und 
vor allem auch welche Maßnahmen aus welchen Gründen nicht umge-
setzt werden. Denn die letztliche Entscheidung bleibt beim Gemeinderat. 
Dieser muss bei der Vielfalt an Bedürfnissen und Wünschen immer beach-
ten, dass das, was bei der Beteiligung der Bürger herauskommt, nicht 
zwingend effektiv, innovativ und gut sein muss. Vielmehr verfolgen alle 
Bürger subjektive Gemeinwohlinteressen, die nicht zwingend mit den Inte-
ressen anderer übereinstimmen müssen. (BMVBS, 2010b, S. 6)  
Für die Motivation der Beteiligten bedarf es einer offenen Diskussion und 
Erörterung ihrer Ideen und Anregungen. Werden diese nur erarbeitet, oh-
ne dass sie Einzug in die politischen Entscheidungen finden, sinkt die Mo-
tivation sich zu beteiligen. (Bischoff/Selle/Sinnig, 2005, S. 40f) Es ist daher 
wichtig, dass die Planung noch alle Entscheidungsräume offen lässt. Es 
müssen tatsächliche Mitgestaltungsspielräume gegeben sein, damit Anre-
gungen überhaupt verarbeitet werden können. Eine Proforma-Beteiligung 
muss unbedingt vermieden werden, um die Bürger nicht zu frustrieren. 
(Selle, 2000, S. 46)  
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Die Institutionalisierung von Spielregeln und Verfahrensordnung sowie 
eine ehrliche Beteiligung kann man in einer Beteiligungskultur zusammen 
fassen. Diese muss in Politik und Verwaltung verankert sein, um die Bür-
ger für den Entwicklungsprozess zu gewinnen. Sie muss den Bürgern das 
Gefühl geben, dass ihre Anliegen ernst genommen werden und ihre Ideen 
und Anregungen Einfluss auf den Entscheidungsprozess nehmen. 
Eine frühzeitige Information und Einbindung der Bürger ist für deren Ein-
stellung gegenüber dem Verfahren von wesentlicher Bedeutung. Eine of-
fene Informationspolitik und Konfliktbehandlung ist für die Akzeptanz des 
Beteiligungsverfahrens wichtig. Der öffentliche Entscheidungsprozess 
muss so früh wie möglich transparent gemacht werden. (Selle, 2000, 
S. 30f) Je begreifbarer die Notwendigkeit der Beteiligung für den einzelnen 
Bürger ist und je deutlicher er in seinem eigenen Lebensumfeld betroffen 
ist, desto eher lassen sich die Bürger zu einer Beteiligung aktivieren. Auch 
das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (2010b, 
S. 6) weist darauf hin, dass je konkreter das zu behandelnde Thema sei, 
desto einfacher sei auch die Einbindung der Bürger. Je komplexer die 
Entwicklungsprobleme sind, desto schwieriger wird es hingegen engagier-
te Menschen zu aktivieren. Oftmals ist zu beobachten, dass unzufriedene 
Bürger mehr Interesse zeigen an Veränderungen mitzuwirken. Sind die 
eigenen Grundbedürfnisse hingegen befriedigt und ist kein Mangel offen-
sichtlich, so sehen weniger Bürger die Notwendigkeit sich einzubringen. 
Um gegenseitigen Missverständnissen vorzubeugen, muss sich bei den 
Bürgern ein Bewusstsein dafür entwickeln, dass nicht alle ihre Vorschläge 
und Wünsche durch Politik und Verwaltung umgesetzt werden können und 
auch nicht alles, was sie gut finden, auch für andere gut ist. (BMVBS 
2010b, S. 6) Ebenso dürfen sich die Verwaltungsmitarbeiter nicht aus 
Sorge vor zu hohen Ansprüchen der Bürger gegenüber deren Beteiligung 
verschließen. Hilfreich kann es daher sein, die Prozesse der Stadtentwick-
lung von einem neutralen Dritten moderieren zu lassen, der als Vermittler 
und Übersetzer zwischen den Erwartungen der Bürger und der Leistungs-
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fähigkeit der Verwaltung auftritt. Als Spezialist kann er bei der Suche nach 
den richtigen Beteiligungsformen unterstützend mitwirken oder diese gar 
übernehmen. (BMVBS 2010b, S. 8) 
Zusammengefasst muss bei der Hinzuziehung von informellen Beteili-
gungsverfahren insbesondere darauf geachtet werden, dass (Selle, 2000, 
S. 202ff.) 
¾ die Beteiligung frühzeitig stattfindet und das Verfahren für jeden 
transparent und verständlich ist, 
¾ Spielregen für einen fairen Umgang geschaffen sind, sodass alle 
einen Nutzen aus der Beteiligung ziehen können, 
¾ verständliche und vollständige Informationen für alle zugänglich 
sind, 
¾ echte Mitwirkungsmöglichkeiten gegeben werden, 
¾ alle Beteiligten zeitlich, räumlich und kommunikativ die Möglichkeit 
haben ihre Ideen einzubringen, 
¾ eine Selektivität vermieden wird, also der Ungleichbehandlung ver-
schiedener sozialer Gruppen entgegen gewirkt wird und 
¾ politische Gremien die Ergebnisse der Beteiligung ernst nehmen 
und bei ihren Entscheidungen berücksichtigen. 
3.2.2 Die richtige Beteiligungsform 
Die Beteiligungsverfahren müssen stets auf die Gegebenheiten vor Ort 
abgestimmt werden und sich der Individualität der Stadt anpassen. Denn 
die Bürger wollen Äkeine gesichtslosen, austauschbaren Projekte, wie sie 
überall entstehen³ %OOHVEDFK  6 370). Es muss darauf geachtet 
werden, dass die Verfahren sich an den Bedürfnissen und Vorerfahrungen 
der Beteiligten orientieren VRGDVV DXFK GLH Ä5LFKWLJHQ³ EHWHLOLJW ZHUGHQ
Bei Beteiligungsprozessen wird es immer unterrepräsentierte soziale 
Gruppen geben, die nicht so artikulationsfähig und gewandt im Umgang 
mit Behörden sind oder nicht über ausreichend freie Zeit verfügen. Die 
Beteiligungsangebote müssen also darauf ausgerichtet sein, auch diese 
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Gruppen zu erreichen und der Ungleichbehandlung organisierter und 
nicht-organisierter Interessen entgegenzuwirken. (Bischoff/Selle/Sinnig, 
2005, S. 40f) 
Da an dieser Stelle nicht alle Verfahren und Methoden der Bürgerbeteili-
gung vorgestellt werden können, werden fünf für die Stadtentwicklung auf 
lokaler Ebene relevante Formen und ihre Funktionen exemplarisch darge-
stellt.  
 Um Visionen zu entwickeln und die Zukunft zu gestalten wird die 
Methode der Zukunftswerkstatt vorgestellt.  
 Um Ideen zu sammeln, Kommunikation zu schaffen und Energien 
zu bündeln eignet sich die Methode der Arbeitsgruppen.  
 Durch die Methode Participatory Rapid Appraisal können Meinun-
gen eingeholt und Bürger aktiviert werden.  
 Um Planungsprozesse zu initiieren und gestaltend zu begleiten, 
sind die Methoden Planning for Real und Perspektivenwerkstatt 
geeignet.  
Die Anzahl und Vielfalt an Beteiligungsverfahren ist groß und nicht immer 
können die Verfahren ganz trennscharf unterschieden werden. Bei der 
Anwendung ist es wichtig verschiedene Methoden miteinander zu kombi-
nieren. Dadurch werden die Verfahren ständig mit neuen Elementen er-
gänzt und weiterentwickelt. In der Literatur lassen sich zu den einzelnen 
Methoden und den zahlreichen weiteren Beteiligungsformen vertiefende 
Darstellungen finden4.  
  
                                            
4
 6LHKH KLHU]X XD Ä3ROLWLN EHOHEHQ %UJHU EHWHLOLJHQ&KDUDNWHULVWLND QHXHU %HWHLOi-
JXQJVPRGHOOH³ GHU %HUWHOVPDQQ 6WLIWXQJ RGHU Ä3UD[LV %UJHUEHWHLOLJXQJ(LQ 0HWKRGHn-
KDQGEXFK³ GHU 6WLIWXQJ 0LWDUEHLW www.buergergesellschaft.de/politische-teilhabe/ 
modelle-und-methoden-der-buergerbeteiligung/VRZLHÄInformieren, Beteiligen, Kooperie-
UHQ³Yon Bischoff/Selle/Sinnig, 2005. 
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Zukunftswerkstatt 
Definition Die Teilnehmer erarbeiten gemeinsam wünschenswerte und 
mögliche aber auch unmögliche Zukunftsentwürfe und über-
prüfen diese auf ihre Realisierbarkeit. 
Zeitlicher Aufwand Idealerweise 2-3 Tage 
Teilnehmer Von ausgewählten Zielgruppen bis zu gemischten Gruppen 
aus Einzelpersonen 
Ablauf 1. Kritikphase: Themenbezogene Bestandsaufnahme der 
Probleme und negativen Erfahrungen 
2. Phantasiephase: Positive Wendung der Kritikpunkte und 
Utopienentwicklung 
3. Verwirklichungsphase: Überprüfung der Utopien auf reali-
sierbare Lösungen 
Arbeitsweise Besonders wichtig sind die konsequente Strukturierung des 
Problemlösungsprozesses und der Einsatz kreativitätsför-
dernder Methoden und Visualisierungstechniken mithilfe von 
qualifizierten Moderatoren. 
Ziel Mit einem weitreichenden ergebnisoffenen Handlungsrah-
men eine Vielzahl von kreativen, breit gefächerten Ideen und 
neuen Lösungswegen entwickeln. 
Ergebnisverwendung In der Realisierungsphase können die Teilnehmer erste kon-
krete, einfache Handlungsschritte entwickeln, an die bei der 
Weiterarbeit angeknüpft werden kann. Die Teilnehmer sollten 
klären, ob und in welchen Zusammenhängen sie die Ergeb-
nisse weiter verfolgen können. 
Zielgruppen Das Verfahren eignet sich grundsätzlich für alle Zielgruppen, 
spricht aber vermehrt ein akademisch geprägtes Publikum 
sowie in modifizierter Form Kinder und Jugendliche an.  
Tabelle 1: Zukunftswerkstatt 
Quelle: Eigene Darstellung frei nach Bischoff/Selle/Sinnig, 2005, S. 138-142 
 
Arbeitsgruppe 
Definition Eine Arbeitsgruppe besteht aus mehreren Personen, die 
gemeinsam und oft kontinuierlich an inhaltlich klar definierten 
Themen und Fragestellungen arbeiten. 
Zeitlicher Aufwand Die Zusammenarbeit ist meist langfristig (bis zur Aufgabener-
ledigung) ausgerichtet. 
Teilnehmer Ein begrenzter Kreis von Einzelpersonen 
Ablauf 1. Aufgaben- und Problemstellungen definieren und grobes 
Arbeitsprogramm festlegen 
2. Themen bearbeiten, punktuell Hinzuziehung von Fachleu-
ten möglich 
Arbeitsweise Entweder vollständig eigenverantwortlich oder mit Unterstüt-
zung externer Dritter, arbeiten sie meist als Teil eines großen 
Prozesses. Bei umfangreicheren Planungs- und Entwick-
lungsprojekten arbeiten mehrere Arbeitsgruppen parallel zu 
unterschiedlichen Fragestellungen. 
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Ziel Die Teilnehmer können sich intensiv mit Themen auseinan-
dersetzen und in der Diskussion und dem Gespräch mit an-
deren Erfahrungen und Standpunkte austauschen. So kön-
nen gemeinsam zu Themen und Planungen Stellungnahmen 
abgegeben werden und konkrete (alternative) Lösungsvor-
schläge erarbeitet werden.  
Ergebnisverwendung Es ist wichtig, die Gruppenergebnisse rechtzeitig und wir-
kungsvoll in aktuelle oder laufende Planungen, Projekte und 
Entwicklungen einzubinden. 
Zielgruppen Die Mitwirkung von bestimmten Zielgruppen kann beispiels-
weise durch Seniorenarbeitsgruppen oder Arbeitsgruppen 
ausländischer Mitbürger erleichtert werden. 
Tabelle 2: Arbeitsgruppen 
Quelle: Eigene Darstellung frei nach Bischoff/Selle/Sinnig, 2005, S. 126-129 
Participatory Rapid Appraisal (PRA) 
Definition Eine PRA dient der authentischen Erfassung von Problem-
wahrnehmungen, Meinungen, Ideen und Perspektiven inner-
halb kurzer Zeit. 
Zeitlicher Aufwand Zwischen einigen Tagen und maximal sechs Wochen 
Teilnehmer die Betroffenen einer Region 
Ablauf Samstag/Sonntag ± Schulung von 10 bis 20 Interviewern mit 
möglichst wenig Wissen über die Zielgruppe 
Montag ± Ortsbegehung 
Montag bis Mittwoch ± 'XUFKIKUXQJYRQÄ.FKHQWLVFKJe-
spräcKHQ³und Erfassung von Ideen und Problemen 
Donnerstag ± Auswertung in Schaubildern und Plakaten 
Freitag ± öffentliche Präsentationsveranstaltung 
Arbeitsweise Durch sogenannte ÄKüchentischgespräche³ in Familien und 
mit Gruppen werden die Sachverhalte erfasst und jeweils die 
Anregungen und Ideen auf 10 Karten erfasst. Diese werden 
ausgewertet und Oberthemen zugeordnet. Durch die Auf-
nahme immer neuer Fragen und Erkenntnisse werden die 
Situation und die Handlungsmöglichkeiten schrittweise ver-
vollständigt und mit der Bevölkerung diskutiert und, wenn 
möglich, auch direkt gewichtet. 
Ziel In kurzer Zeit sollen Probleme und Entwicklungschancen 
einer Region mit der Bevölkerung erfasst und Handlungsop-
tionen gefunden werden. 
Ergebnisverwendung Bei der Präsentationsveranstaltung geht es darum, Vereinba-
rungen auszuhandeln, wie es weiter gehen soll. 
Zielgruppen Durch Auswählen der Gesprächspartner kann auf eine 
gleichmäßige Verteilung der Zielgruppen geachtet werden. 
Tabelle 3: Participatory Rapid Appraisal 
Quelle: Eigene Darstellung frei nach Bischoff/Selle/Sinnig, 2005, S. 158-161 
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Planning for Real 
Definition Planning for Real ist ein gemeinwesenorientiertes, mobilisie-
rendes Planungsverfahren. Mithilfe eines dreidimensionalen 
Modells des Wohngebietes soll eine Verständigung über 
Mängel, Ideen und eigene Fähigkeiten angeregt werden, um 
damit Selbsthilfekräfte zu wecken. Das Verfahren ist eher auf 
baulich-räumliche Fragestellungen ausgerichtet. 
Zeitlicher Aufwand Das Verfahren ist befristet. Es können sich Gruppen bilden, 
die auch danach gemeinsam etwas bewegen wollen. 
Teilnehmer Eine unbegrenzte Anzahl von Bewohnern 
Ablauf %LOGXQJHLQHU*UXSSHYRQÄWUHLEHQGHQ.UlIWHQ³HQWZHGHU
aus dem Wohngebiet selbst erwachsen oder extern (Bsp. 
durch die Verwaltung) angestoßen. 
2. Bau eines transportablen Modells des Wohnortes aus 
einfachen Materialien (Papier, Pappe, etc.). 
3. An öffentlichen Orten mit dem Modell präsent sein, um 
über Wohnsituation, Probleme und gemeinsame Wünsche 
mit Passanten ins Gespräch zu kommen. Das Modell wird 
dabei laufend ergänzt und umgebaut. 
4. Zugleich werden Talente- oder Nachbarschaftshilfebögen 
verteilt, um Fähigkeiten und Interessen für eine Tauschbörse 
zu sammeln und die Menschen dazu anzuregen, über eigene 
Fähigkeiten nachzudenken, die sie für die Entwicklung ihres 
Ortes einbringen können. 
5. Bei einer großen Ereignis-Veranstaltung sollen durch die 
intensive Arbeit am Modell die Veränderungswünsche zu-
sammengeführt werden und nach Dringlichkeit und Umsetz-
barkeit sortiert werden.  
6. Anschließend bilden sich Arbeitsgruppen, die sich um die 
Umsetzung bemühen. Es werden Aktionspläne mit Zeitpriori-
täten und Verantwortlichkeiten erstellt.  
Arbeitsweise Die Bewohner tauschen sich selbständig untereinander aus 
und erst wenn der Meinungsbildungsprozess vorangeschrit-
ten ist (spätestens zur großen Veranstaltung) kommen Ex-
perten zum fachlichen Austausch hinzu. 
Ziel Bewohner für ihren Stadtteil zu interessieren und sie aktiv an 
dessen Entwicklung teilhaben zu lassen. Es sollen sowohl 
kreative Potentiale als auch soziale Kompetenzen der Be-
wohner genutzt werden. 
Ergebnisverwendung Um den aktivierenden Charakter zu fördern, ist es wichtig, 
bereits nach kurzer Zeit erste Erfolge sichtbar zu machen. 
Zielgruppen Durch die Kommunikation an Alltagsplätzen im Vorbeigehen, 
können vor allem sozial benachteiligte Bevölkerungsgruppen 
davon profitieren. Durch die leicht verständliche Visualisie-
rung und der kreativen Auseinandersetzung mit dem eigenen 
Wohngebiet ist dieses Verfahren in modifizierter Weise vor 
allem auch für Kinder und Jugendliche geeignet. 
Tabelle 4: Planning for Real 
Quelle: Eigene Darstellung frei nach Bischoff/Selle/Sinnig, 2005, S. 135-138 
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Perspektivenwerkstatt 
Definition Die Perspektivenwerkstatt ist ein Großgruppenverfahren, 
welches sich insbesondere durch seine schnelle, stark visua-
lisierende Arbeitsweise auszeichnet. 
Zeitlicher Aufwand Ein (verlängertes) Wochenende 
Teilnehmer Von 50 bis zu mehreren hundert Teilnehmern 
Ablauf 1. Vorbereitungsphase: Beauftragung eines Projektteams, 
Zusammenstellung aller notwendigen Informationen, Erarbei-
tung eines Programms, Öffentlichkeitsarbeit und Herstellung 
der technischen und organisatorischen Voraussetzungen.  
2. Werkstattphase: Teilnehmer arbeiten in Arbeits- und Pla-
nungsgruppen an konkreten Fragestellungen, deren Ergeb-
nisse fortlaufend für alle visualisiert werden. 
3. Präsentation: Das Projektteam analysiert die gewonnenen 
Erkenntnisse, Ideen und Lösungsvorschläge und fasst diese 
zu einem umsetzbaren, visualisierten Planungsvorschlag 
zusammen. Dieser wird in einer Abschlussveranstaltung prä-
sentiert. 
Arbeitsweise Moderatoren unterstützen die Gruppen mit vielfältigen (Krea-
tivitäts-)Methoden. 
Ziel An einem Wochenende alle Akteure an einen Tisch zu be-
kommen und in einer intensiven Arbeitsphase ein gemein-
sames Ergebnis zu erzielen.  
Ergebnisverwendung Ein Bericht mit den Ergebnissen und ergänzenden Materia-
lien ist nach wenigen Wochen allen Beteiligten zu verteilen. 
Über die Umsetzung entscheidet dann das Gremium vor Ort. 
Zielgruppen Durch die Einbindung von Multiplikatoren in die Projektgrup-
pe können auch sonst unterrepräsentierte Bevölkerungs-
gruppen aktiviert werden. 
Tabelle 5: Perspektivenwerkstatt 
Quelle: Eigene Darstellung frei nach Bischoff/Selle/Sinnig, 2005, S. 142-147 
 
3.3 Möglichkeiten des Web 2.0 
An den Informations- und Kommunikationsgewohnheiten der Menschen 
hat sich mit der Verbreitung des Internets und der steigenden Zahl der 
Nutzer einiges geändert. Informationen fließen schneller und die Masse 
der Informationen wird größer. Das Internet ist so dynamisch wie kein an-
derer Lebensbereich. Auch in den Rathäusern ist das Internet angekom-
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men und Stichworte wie E-Government5, E-Democracy6 oder E-
Participation7 werden wie selbstverständlich verwendet. Die Erwartungen 
an die politische Teilhabe von Seiten der Verwaltung wie auch auf Seiten 
der Bürger sind gestiegen. Bisherige Formen der Beteiligung sollen effek-
tiver und attraktiver und durch neue Formen ergänzt werden. Das soge-
QDQQWHÄ0LWPDFK-,QWHUQHW³YHUVFKDIIWGHQ%UJHUQHLQHDNWLYHUH5ROOHXQG
erlaubt noch einflussreichere Möglichkeiten der Mitwirkung. (Hill, 2010, 
S. 33; Feindt, 2002, S. 435) 
Das Web 2.0 beschreibt ein Äschnelles, multimediales Netz, das zum Mit-
machen anregt³ (Domscheit, 2009). Mit geringem Aufwand ermöglicht es 
jedem Nutzer sich öffentlich einzubringen und mitzudiskutieren (Klein, 
2010). Bewertungsmechanismen, Kommentierungsmöglichkeiten und die 
Einbindung von Multimedia-Dateien wie Fotos, Audio- und Videodateien, 
gehören zu klassischen Web 2.0-Angeboten. Durch die nichthierarchi-
schen und anonymen Strukturen bietet das Internet die Möglichkeit soziale 
Hemmungen und Schranken einfacher zu überwinden und auch zurück-
haltendere Menschen selbstbewusster agieren zu lassen. (Initiative 
eParticipation, 2005, S. 6) Nach Märker/Wehner (2007, S. 370) geht es 
aber nicht darum vorhandene Beteiligungsverfahren lediglich zu digitalisie-
ren, sondern vielmehr sollen mithilfe neuer Medien neue Formen der Be-
teiligung entwickelt werden. 
In der Studie zum Branchenkompass 2011 (Steria Mummert Consulting 
AG/F.A.Z.-Institut für Management-, Markt- und Medieninformationen 
GmbH, 2011, S. 3ff.) sieht die Mehrheit der Befragten8 positive Auswir-
kungen der internetgestützten Beteiligung für das Image ihrer Behörden. 
                                            
5
 E-Government bezeichnet die Vereinfachung und Abwicklung von Geschäftsprozessen 
mithilfe von Informations- und Kommunikationstechnologien (Zechner, 2007, S. 457).  
6
 E-Democracy beinhaltet verschiedene Formen zur Verbesserung der demokratischen 
Kommunikations- und Beteiligungsstrukturen mit der Unterstützung von Informations- und 
Kommunikationstechnologien. (Zechner, 2007, S. 457). 
7
 E-Participation geht über reine Informationsbereitstellung hinaus und soll die direkte 
Kommunikation und Diskussion zwischen Verwaltung, Bürgern und Politik über elektroni-
sche Medien fördern. (Zechner, 2007, S. 459).  
8
 Befragt wurden 100 Entscheider aus 100 großen deutschen Kommunal-, Bundes- und 
Landesverwaltungen.  
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Nach eigenen Einschätzungen der Befragten gibt es noch große Spiel-
räume die Beteiligung und Transparenz zu verbessern, wobei die größten 
Hindernisse dabei fehlende Personalkapazitäten und finanzielle Restrikti-
onen seien. Auch sei die Verwaltungskultur noch nicht auf eine stärkere 
Öffnung und Transparenz oder gar Mitsprache der Bürger vorbereitet. In 
privaten Netzwerken wie Facebook ist immerhin schon jede dritte befragte 
Behörde vertreten (vgl. Abbildung 3) und 55 % der Verwaltungen wollen 
noch in diesem Jahr weiter in Angebote des Web 2.0 investieren.  
 
Abbildung 3: Einsatz von Internetangeboten im Verwaltungsbereich 
Quelle: Steria Mummert Consulting, F.A.Z.-Institut, Branchenkompass 2011: 
http://www.steria-mummert.de/images/5000/BK_Public_2011_S16_Infografik_Web.jpg 
[13.07.2011] 
In den meisten Kommunen bleiben die Beteiligungsaktivitäten über das 
Internet noch hinter den Möglichkeiten zurück und bedürfen einer qualifi-
zierten Weiterentwicklung. (Bischoff/Selle/Sinnig, 2005, S. 33, 45f) Dabei 
birgt gerade das Internet noch viel Potential. Nach der ARD/ZDF-
Onlinestudie 2011 (van Eimeren/Frees, 2011, S. 334ff.) sind inzwischen 
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Im Einsatz bis 2013 geplant
Einsatz von Internetangeboten im eigenen Verwaltungsbereich der Befragten in %
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73,7 % der Deutschen Onliner9, was einem Zuwachs zum Vorjahr von 
2,7 Millionen Menschen entspricht. Auf dem Vormarsch ist dabei vor allem 
die Gruppe der über 50-jährigen, von denen inzwischen 47 % online sind. 
Auch der Anteil der über 60-jährigen ist im Vergleich zu 2010 von 28,2 % 
auf 34,5 % gestiegen (vgl. Abbildung 4). 




2005 2006 2007 2008 2009 2010 2011 
        
Gesamt 57,9 59,5 62,7 65,8 67,1 69,4 73,3 
Männer 67,5 67,3 68,9 72,4 74,5 75,5 78,3 
Frauen 49,1 52,4 56,9 59,6 60,1 63,5 68,5 
        
14-19 Jahre 95,7 97,3 95,8 97,2 97,5 100 100 
20-29 Jahre 85,3 87,3 94,3 94,8 95,2 98,4 98,2 
30-39 Jahre 79,9 80,6 81,9 87,9 89,4 89,9 94,4 
40-49 Jahre 71,0 72,0 73,8 77,3 80,2 81,9 90,7 
50-59 Jahre 56,5 60,0 64,2 65,7 67,4 68,9 69,1 
ab 60 Jahre 18,4 20,3 25,1 26,4 27,1 28,2 34,5 
        
in Ausbildung 97,4 98,6 97,6 96,7 98,0 100 100 
berufstätig 77,1 74,0 78,6 81,8 82,3 82,4 87,0 
Rentner/nicht 
berufstätig 
26,3 28,3 32,0 33,6 34,7 36,4 45,0 
 
Basis: Bis 2009: Deutsche ab 14 Jahren in Deutschland. Ab 2010: Deutschsprachige Be-
völkerung ab 14 Jahren.  
Abbildung 4: Internetnutzer in Deutschland in % 
Quelle: Eigene Darstellung nach van Eimeren/Frees, 2011, S. 336 
Die Möglichkeiten der Online-Beteiligung sind noch lange nicht ausge-
schöpft und dennoch werden die Interaktionsmöglichkeiten des Internets 
die klassischen Kommunikationsmittel nur ergänzen und nicht ersetzen 
können, da beide Formen von unterschiedlichen Personengruppen unter-
schiedlich genutzt werden. Es geht um eine quantitative und qualitative 
Verbesserung der bisherigen Verfahren, indem vor allem Zugangshürden 
abgebaut, die Teilnehmerzahlen gesteigert und Wissen anschaulicher und 
                                            
9
 Onliner sind alle deutschsprachigen Personen ab 14 Jahren die zumindest gelegentlich 
das Internet nutzen. 
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leichter vermittelt werden kann. (Kubicek/Lippa/Westholm, 2009, S. 16; 
Molitor, 2007, S. 43) 
In folgendem Abschnitt wird aufgezeigt, was bei Online-Elementen zu be-
achten ist. Darauffolgend werden Beispiele dargestellt, wie das Internet 
bei Stadtentwicklungsmaßnahmen die Beteiligung qualitativ ergänzen und 
unterstützen kann.  
3.3.1 Vorteile und Bedingungen 
Wer die Beteiligung der Bürger an Planungs- und Entscheidungsprozes-
sen mithilfe des Internets ausbauen möchte, muss wie bei informellen Ver-
fahren auf konventionelle Art und Weise einige Dinge beachten. Für Betei-
ligungsformen über das Web 2.0 müssen im Vorfeld die gleichen Überle-
gungen angestellt werden wie für informelle Verfahren sowie weitere Be-
dingungen erfüllt werden. 
Die Erstellung und Pflege von Online-Beteiligungsplattformen ist kostenin-
tensiv und bedarf einer intensiven personellen Betreuung. Es ist daher im 
Vorfeld der Kosten-Nutzen-Faktor bewusst abzuwägen. Online-
Beteiligungen, die zu keinem befriedigenden Ergebnis führen, sorgen für 
Frust auf beiden Seiten. Stehen die notwendigen finanziellen und perso-
nellen Ressourcen nicht zur Verfügung, sollte im Zweifelsfall auf die Pro-
grammierung komplexer Online-Module verzichtet werden. (Kubi-
cek/Lippa/Westholm, 2009, S. 226) 
Es dürfen in keiner Weise aufgrund fehlender technischer Möglichkeiten 
Menschen von den Beteiligungsangeboten ausgeschlossen werden. Um 
HLQH ÄGLJLWDOH 6SDOWXQJ³ GHU HLQ]HOQHQ =LHOJUXSSHQ ]X YHUPHLGHQ PXVV
darauf geachtet werden digitale und reale Beteiligungsformen in Kombina-
tion zu verwenden. (Bischoff/Selle/Sinnig, 2005, S. 171) Der kürzeste und 
bequemste Weg ist zu lang, wenn die Informationen und Beteiligungsmög-
lichkeiten nicht beim Bürger ankommen und nicht genutzt werden. Dies 
bedeutet, dass auch bei internetgestützten Beteiligungen die Bürger der 
Überzeugung sein müssen, dass ihr eigener Beitrag Einfluss auf die Ent-
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scheidungen nimmt, demnach eine Beteiligungskultur verankert ist. (Bi-
schoff/Selle/Sinnig, 2005, S. 33, 45) 
Mehr noch als bei den herkömmlichen informellen Verfahren müssen bei 
der Nutzung des Internets im Vorfeld die Zielgruppen, auf welchem Weg 
diese zu erreichen und mit welchen Kommunikationsangeboten sie einzu-
binden sind, gründlich herausgearbeitet werden. (Bischoff/Selle/Sinnig, 
2005, S. 33, 45f) Die Verfügbarkeit und Zugänglichkeit von Beteiligungs-
verfahren spielt eine große Rolle. Daher müssen Mediennutzungsge-
wohnheiten und technische Möglichkeiten (Internetzugang, PC-
Ausstattung) der Adressaten bei der Auswahl entsprechender Formen be-
rücksichtigt werden. (Kubicek/Lippa/Westholm, 2009, S. 118, 224) 
Der Informationsaustausch über das Internet erfolgt schnell und einfach. 
Da Informationen 24 Stunden, sieben Tage die Woche online zur Verfü-
gung stehen, ersparen sie dem Bürger den Weg ins Rathaus. Ohne sich 
nach bestimmten Öffnungszeiten richten zu müssen oder an Termine ge-
bunden zu sein, können die Bürger miteinander kommunizieren und stritti-
ge Themen diskutieren. (Kubicek/Lippa/Westholm, 2009, S. 16) Da alle 
Texte schriftlich vorliegen werden Reaktionen anderer herausgefordert 
und den Bürgern bleibt zugleich mehr Zeit, ihre Beiträge zu formulieren. 
(Initiative eParticipation, 2005, S. 6) An die Verwaltung wird dadurch der 
Anspruch gestellt, zeitnah auf Beiträge zu reagieren. Erscheint eine 
Homepage nicht aktuell oder ist das Profil im sozialen Netzwerk leblos, 
schreckt das eher ab. (Lindloff/Märker, 2010, S. 204) Um nicht an hierar-
chischen Strukturen zu scheitern, ist es daher unabdingbar klare Befug-
nisse festzulegen, wer im Namen der Gemeinde Beiträge beispielsweise 
in Sozialen Netzwerken erstellen darf. (BMVBS, 2010c, S. 56) 
Um den entstehenden Aufwand auszugleichen, bekommen die Behörden 
und Entscheidungsträger dafür nicht nur Einblicke in die Wünsche und 
Gedanken vieler Bürger, sondern haben zugleich eine Bündelung und 
Priorisierung der Ideen und Anregungen durch die Bürger selbst. Die Bür-
ger beschäftigen sich mit den Themen, Vorschlägen und Anregungen 
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während der Diskussionsphase im Internet erst einmal selbständig und 
können diese zugleich werten und ergänzen. Die Beiträge, die an Behör-
den und Entscheidungsträger weitergereicht werden, sind bereits vielfältig 
diskutiert, durch Moderatoren aufbereitet und vereinen die Gedanken vie-
ler Beteiligter. Dies bedeutet eine Arbeitserleichterung nicht nur durch we-
niger und doch hochwertigere Vorschläge, sondern auch dadurch, dass 
Anfragen der Bürger aufgrund der vorigen Bündelung zurückgehen und 
Antworten zugleich an eine große Menge Beteiligter bekannt gegeben 
werden können. (Hagedorn, 2007, S. 20f) 
Den Beteiligungszahlen aus Modellprojekten kann entnommen werden, 
dass die Zahl derer, die passiv an den Diskussionen im Internet teilneh-
men, um ein Zehnfaches höher ist als die Zahl derjenigen, die selbst Bei-
träge und Kommentare verfassen. (Hagedorn, 2007, S. 21) Womit insge-
samt eine sehr breite Bevölkerungsgruppe für wichtige Ziele mobilisiert 
werden kann, was zu mehr Akzeptanz und Zufriedenheit mit politischen 
Entscheidungen führt. Durch das Internet können neue Zielgruppen ge-
wonnen und vor allem Jugendliche und junge Erwachsene wieder für Poli-
tik begeistert werden. (Initiative eParticipation, 2005, S. 6) 
3.3.2 Ergänzende Beteiligungsformen 
Zusätzlich zu den traditionellen, informellen Beteiligungsformen über den 
direkten Bürgerkontakt, hat die technische Entwicklung die Menge der 
Möglichkeiten an Kommunikationsmitteln erweitert. Die elektronischen 
Formen ergänzen die traditionellen Kommunikationswege, indem sie 
räumliche und zeitliche Barrieren überwinden und somit die kommunikati-
ven Möglichkeiten der einzelnen Personen vervielfachen. Die Problemati-
ken in der Realität, die Menschen zu motivieren an Beteiligungen teilzu-
nehmen und sich an einen gemeinsamen Tisch zu setzen, verringern sich 
in der virtuellen Welt. Hemmschwellen sich zu beteiligen und die eigene 
Meinung zu äußern können besser überwunden werden. Oftmals fällt es 
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leichter Ideen von anderen zu kommentieren und zu erweitern, als sie 
selbst in Worte zu fassen. (Kubicek/Lippa/Westholm, 2009, S. 13) 
Beispielhaft sollen hier vier Formen zur Online-Beteiligung der Bürger vor-
gestellt werden, die aber in keiner Weise die komplette Fülle an Möglich-
keiten widerspiegeln können. Es sei daher auf weiterführende Literatur 
und beispielhafte Modellprojekte verwiesen10. In der Praxis werden die 
einzelnen Formen meist in Kombination verwendet und stufenweise auf-
gebaut. Oftmals werden vor allem typische Anwendungen des Web 2.0, 
wie Weblogs, Multimedia-Dateien, interaktive Karten des jeweiligen Gebie-
tes oder Fragebögen und Webformulare, integriert. 
 
Online-Forum 
Definition In einem Online-Forum werden Diskussionen zu bestimmten 
Themen angeboten. 
Zeitlicher Aufwand Oftmals über einen längeren Zeitraum 
Teilnehmer Unbegrenzt 
Ablauf Die Teilnehmer tauschen sich themengebunden durch Artikel, 
Beiträge oder Kommentare aus. Unterschiedliche Fragestel-
lungen und Optionen werden zur Diskussion gestellt oder neu 
entwickelt. Anregungen von anderen Teilnehmern werden zeit-
versetzt weiterentwickelt, verbessert und ausgebaut. 
Arbeitsweise Foren werden redaktionell betreut und finden moderiert statt. 
Damit wird sichergestellt, dass sich die Beiträge an vorher fest-
gelegte Regeln halten. 
Ziel Anregungen zu bestimmten Themenfeldern, die die Zustim-
mung und Ideen von vielen Teilnehmern vereinigen.  
Ergebnisverwendung Die Anregungen sollten in den Entscheidungsprozess einflie-
ßen. Es muss bekannt gemacht werden, wie mit den Ideen 
umgegangen wird und was aus welchen Gründen umgesetzt 
oder nicht umgesetzt wird. 
Zielgruppen Mit speziellen Fragestellungen und optischer Gestaltung kön-
nen bewusst bestimmte Zielgruppen angesprochen werden. 
Tabelle 6: Online-Forum 
Quelle: Eigene Darstellung frei nach Bischoff/Selle/Sinnig, 2005, S. 169;  
Bertelsmann Stiftung, 2010, S. 43 
                                            
10
 6LHKH KLHU]X XD³(-3DUWL]LSDWLRQ%HWHLOLJXQJVSURMHNWH LP ,QWHUQHW³ 6WLIWXQJ 0LWDUEHLW
 Ä+DQGEXFK (-*RYHUQPHQW6WUDWHJLHQ /|VXQJHQ XQG :LUWVFKDIWOLFKNHLW³ $FKLP
ZecKQHUÄ%UJHUEHWHLOLJXQJ$QDO\VHQXQG3UD[LVEHLVSLHOH³+LOO+HUPDQQ 
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Online-Chat 
Definition &KDWVVWHOOHQNXU]IULVWLJH|IIHQWOLFKHÄ6SUHFKVWXQGHQ³GDU 
Zeitlicher Aufwand Im Vorfeld definierter Zeitraum 
Teilnehmer Unbegrenzt 
Ablauf Zu einem definierten Thema können sich beliebig viele Teil-
nehmer in einem Chatroom austauschen. Oftmals wird dies zur 
Kommunikation mit Fachleuten oder Politikern genutzt. 
Arbeitsweise Die Teilnehmer tauschen sich untereinander aus oder stellen 
Fragen an Fachleute oder Politiker. Zugleich kann auf Beiträge 
anderer Teilnehmer reagiert werden.  
Ziel Austausch von Ideen und Anregungen zu einem im Vorfeld 
definierten Thema. 
Ergebnisverwendung Beiträge der Gesprächspartner können protokolliert und trans-
parent gemacht werden.  
Zielgruppen Mit speziellen Fragestellungen können bewusst bestimmte 
Zielgruppen angesprochen werden. 
Tabelle 7: Online-Chat 
Quelle: Eigene Darstellung frei nach Bischoff/Selle/Sinnig, 2005, S. 169; 
Bertelsmann Stiftung, 2010, S. 43 
 
Stadt-Wiki 
Definition Sammlung von längeren, gemeinsam erarbeiteten Texten zur 
Kommune oder anderen festgelegten Themen. 
Zeitlicher Aufwand Langfristig ausgelegt 
Teilnehmer Alle Bürger 
Ablauf Allgemein oder über festgelegte Themen werden Beiträge und 
damit Wissen der Bürger gesammelt. 
Arbeitsweise Bürger verfassen Texte und Beiträge, die von anderen jeweils 
ergänzt und ausgebaut werden können. 
Ziel Sammlung von Wissen über die Kommune in Form von Prob-
lemfeldern, Ideen und konkreten Verbesserungsvorschlägen. 
Ergebnisverwendung Das entwickelte Wissensspektrum dient als Informations-, Re-
cherche- und Diskussionsplattform. 
Zielgruppen Insbesondere technisch versierte und junge Bürger 
Tabelle 8: Stadt-Wiki 
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Online-Ideenbörse 
Definition Zur Definierung und Lösung von bestehenden Problemen und 
Themenfeldern werden Bürger aufgerufen ihre Anliegen, Lö-
sungsvorschläge und Ideen einzubringen. 
Zeitlicher Aufwand Zeitlich begrenzt 
Teilnehmer Unbegrenzt 
Ablauf Die Bürger definieren anhand von interaktiven Karten des Ge-
bietes Problemstellen und geben zugleich Lösungsvorschläge 
ab. Diese können von anderen Bürgern ergänzt und kommen-
tiert werden. 
Arbeitsweise Durch die genaue Bezeichnung von Problemstellen durch die 
Bürger können diese ausgewertet und überprüft werden. Die 
Bürger bringen selbst Lösungsvorschläge und Ideen ein und 
erweitern diese gegenseitig. 
Ziel Erarbeitung konkreter Vorschläge für bestimmte Themenstel-
lungen oder Probleme. 
Ergebnisverwendung Die Ergebnisse müssen Einfluss in die Entscheidungsfindung 
nehmen. 
Zielgruppen Insbesondere technisch versierte und selbst betroffene Bürger 
Tabelle 9: Online-Ideenbörse 
Quelle: Eigene Darstellung 
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4 Aktivierung von jungen Menschen 
Die unterschiedlichen Formen und Verfahren der Bürgerbeteiligung haben 
unterschiedliche Ausprägungen und sprechen verschiedene soziale Grup-
pen wie beispielsweise Kinder und Jugendliche, Senioren, Migranten oder 
auch Frauen und Männer an. Um für das jeweilige Projekt die richtigen 
Verfahren zu identifizieren, müssen die anzusprechende Zielgruppe, ihre 
sozio-kulturellen Eigenschaften und ihre Nutzungsgewohnheiten bekannt 
sein. Nur so können die Beteiligungsverfahren auf die Bedürfnisse der 
Zielgruppen abgestimmt und die Beteiligung erhöht werden.  
Da es bei der Stadtentwicklung vor allem darum geht das Lebensumfeld 
an zukünftige Bedürfnisse anzupassen, sind die künftigen Nutzer, die Kin-
der und Jugendlichen, besonders wichtig. Städte und Gemeinden wollen 
und müssen attraktiv bleiben, um Einwohner zu halten, wenn nicht gar 
dazu zu gewinnen. Nur so lässt sich die Versorgung der alternden und 
schrumpfenden Bevölkerung sichern. Stadtentwicklung und Beteiligung 
sind daher nicht nur für die Ausgestaltung des öffentlichen Raumes oder 
der Initiierung von Projekten wichtig, sondern insbesondere um die Identi-
fikation mit der eigenen Stadt zu erhöhen. Der Staat kann die zukünftigen 
Aufgaben nur mit Hilfe engagierter Bürger meistern. Die frühzeitige Heran-
führung der Jugend an bürgerschaftliches Engagement und vor allem 
auch die Zusammenführung der Generationen ist ein wesentlicher Aspekt 
der Beteiligung bei Stadtentwicklungsprozessen.  
Gerade die Einbeziehung und Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 
bis hin zu jungen Erwachsenen gestaltet sich häufig schwierig. Da sie 
aber eine der relevantesten Zielgruppen darstellen, wird in folgendem Ab-
schnitt aufgezeigt, wie Kinder und Jugendliche für die Beteiligung an Pla-
nungs- und Entwicklungsprozessen begeistert und wie ihr Erfindungs-
reichtum und ihre Kreativität aktiviert werden können.  
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4.1 Nutzungsgewohnheiten 
Junge Menschen bleiben der Beteiligung bisher meist fern und sind nicht 
über traditionelle Verfahren anzusprechen. Sie sind im Umgang mit Groß-
gruppen verschiedener Generationen ungeübt und zurückhaltend und äu-
ßern ungern ihre Meinungen und Ansichten in einer Runde mit älteren und 
erfahreneren Bürgern. Sie sind sich oftmals der Bedeutung der Entwick-
lung nicht bewusst und fühlen sich in ihrem Lebensumfeld nicht betroffen. 
Was sollen Kinder für den Klimawandel tun ± sie fahren doch selbst kein 
Auto? Was bedeutet demografischer Wandel für Jugendliche ± die eige-
nen Großeltern sind doch fit? Um diese Zielgruppe dennoch für die Betei-
ligung zu gewinnen, müssen unterschiedliche Methoden mit meist zusätz-
lichen Anstrengungen angewendet werden. Die Beteiligungsformen müs-
sen auf die Anforderungen und Interessen der Jugendlichen zugeschnitten 
werden. (Kubicek/Lippa/Westholm 2009, S. 191) Kinder und Jugendliche 
sind in hohem Maße bereit Mitverantwortung zu übernehmen, wenn ihnen 
Möglichkeiten eröffnet werden und diese nachvollziehbar und sinnvoll 
sind. Um junge Menschen für die Teilhabe an der Stadtentwicklung zu 
gewinnen, ist es wichtig, sie die Erfahrung machen zu lassen, dass ihre 
Interessen berechtigt sind und gehört werden. (BMVBS, 2010c, 
S. 7, 24, 84;) 
Besondere Herausforderungen stellt die gezielte Zielgruppenbeteiligung 
an die Moderatoren. Diese müssen sich mit den Lebensumständen und 
den Nutzungsgewohnheiten ihrer Zielgruppe vertraut machen und das 
notwendige Einfühlungsvermögen sowie soziale Fähigkeiten mitbringen, 
XPVLFKLQGLH*UXSSHÄKLQHLQ]XYHUVHW]HQ³XQGPLWLKQHQDUEHLWHQ]XN|n-
nen. (Bischoff/Selle/Sinnig, 2005, S. 166) Alle beteiligten Akteure müssen 
aufeinander zugehen und die Unterschiedlichkeiten anerkennen. Dies be-
deutet für die öffentliche Verwaltung, dass sie bei Planungsaufgaben ei-
nen Bezug zu den Belangen Jugendlicher herstellt, sodass mit ihnen dis-
kutiert werden kann. Für die Jugendlichen bedeutet es, dass sie sich auf 
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die formalisierten Prozesse der Verwaltung einlassen. (BMVBS, 2010c, 
S. 54) 
Wo sind Kinder und Jugendliche anzutreffen, was bestimmt ihren Alltag? 
Dies ist zum größten Teil die Schule wogegen später Ausbildung, Studium 
und Beruf hinzukommen. Die Freizeit verbringen viele mit Freunden und in 
9HUHLQHQ )U GLH VRJHQDQQWHQ Ä'LJLWDO 1DWLYHV³ JHK|UW HV GD]X LPPHU
und überall erreichbar und mobil zu sein. Der Umgang mit Handy, Fernse-
her, Computer und Internet ist für die jungen Generationen, die mit diesen 
digitalen Technologien aufgewachsen sind, eine Selbstverständlichkeit. 
Die 14- bis 19-Jährigen verbringen laut der ARD/ZDF-Onlinestudie 2011 in 
der Zwischenzeit rund 168 Minuten täglich im Internet. (van 
Eimeren/Frees, 2011, S. 336) Wie also kann diese Zielgruppe erreicht 
werden? Wie können die Nutzungsgewohnheiten in den Beteiligungspro-
zess richtig eingebaut werden? 
Kinder und Jugendliche erreicht man am besten direkt vor Ort, in der 
Schule, in den Vereinen, in den Jugendhäusern oder anderen öffentlichen 
Treffpunkten. Um sie anzusprechen, muss systematisch an die Zielgruppe 
herangetreten werden und, wenn möglich, Kenner der jeweiligen Szene 
mit eingebunden werden. Zum einen können bei Veranstaltungen in der 
Schule mit Unterstützung der Lehrer während des Unterrichts oder spiele-
risch im Verein oder Jugendhaus, engagierte Diskussionen stattfinden. 
Zum anderen können Bezugspersonen wie Lehrer, Jugendarbeiter oder 
Trainer als Multiplikatoren11 gewonnen werden, die durch den persönli-
chen Kontakt und mit entsprechenden Materialien die Jugendlichen für 
eine Beteiligung aktivieren und für die Teilhabe an Entwicklungsprozessen 
werben können. Den jungen Menschen kann somit die Bedeutung der Be-
teiligung für deren eigene Zukunft verständlich gemacht werden. (BMVBS, 
2010c, S. 56) 
                                            
11
 Als Multiplikatoren werden Personen bezeichnet, die aufgrund ihrer (beruflichen) Posi-
tion (Lehrer, Pfarrer, Journalist, Vereinsvorsitzender, etc.) die Informations- und Mei-
nungsübermittlung fördern können. 
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Immer öfter werden auch neue Gremien wie Kinder- und Jugendparlamen-
te gegründet, um diese Bevölkerungsgruppen in den Entwicklungsprozess 
mit einzubinden und ihnen eine Plattform zu geben, um die eigenen Be-
dürfnisse kund zu tun. Bestehen solche Gremien bereits, lassen sich diese 
ebenfalls gut als Multiplikatoren einbeziehen, da oftmals Vertreter vieler 
Gruppen und verschiedener Schulen vereint sind. (Roth, 2002, S. 166) 
4.2 Zielgruppengerechte Beteiligungsformen 
Grundsätzlich sind die in Kapitel drei dargestellten Beteiligungsformen für 
alle Zielgruppen geeignet. Sie müssen jedoch entsprechend der jeweiligen 
Bedürfnisse modifiziert werden. Kinder und Jugendliche können über Kre-
ativität und Lebendigkeit angesprochen werden, der Bezug zu ihrem per-
sönlichen Umfeld muss deutlich werden und es müssen Anreize für eine 
aktive Beteiligung geschaffen werden.  
Können die jungen Menschen nicht dort angetroffen werden, wo sie sich 
aufhalten, so muss ihr Interesse damit geweckt werden, womit sie sich 
gerne beschäftigen. Dies gelingt beispielsweise über Wettbewerbe oder 
Aktionen. Ein Malwettbewerb IU .LQGHU Ä:LH VLHKW GHLQH 6WDGW 
DXV"³ RGHU HLQ )RWRZHWWEHZHUE LQ 6R]LDOHQ 1HW]ZHUken für Jugendliche 
Ä:HOFKHV LVW GHLQ /LHEOLQJVSODW]"³³:R LVW GHU VFKUHFNOLFKVWH )OHFN GHU
6WDGW"³ NDQQ GLH $WWUDNWLYLWlW GHU %HWHLOLJXQJ VWHLJHUQ Jugendliche kön-
nen vor allem über ihre Offenheit für Technik auch für eine politische Be-
teiligung gewonnen werden. (BMVBS, 2010c, S. 56; Bischoff/Selle/Sinnig, 
2005, S. 166) 
Es kommt bei jedem der Verfahren insbesondere darauf an, den richtigen 
Zugang zur Zielgruppe zu finden. So ist die Gestaltung des Themas und 
der zu bearbeitenden Fragestellung ebenso wichtig wie ein ansprechen-
des Design beispielsweise bei Online-Foren für Jugendliche. Die Heran-
führung und Aktivierung der Jugend durch geeignete Informationen ist für 
den Erfolg der Beteiligung besonders wichtig. Nachfolgend werden Bei-
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spiele aufgeführt, die durch Modifikationen und ansprechende Gestaltung 
für die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen besonders geeignet 
sind. Diese Formen werden in der Literatur12 und Praxis um vielfältige wei-
tere Ideen bereichert. 
 
World Café 
Definition In einer zwanglosen, HQWVSDQQWHQÄ.DIIHHKDXVDWPRVSKlUH³
kommen die Teilnehmer zu einem vorgegebenen Thema ins 
Gespräch. 
Zeitlicher Aufwand Einen Tag 
Teilnehmer Für mittlere wie auch für große Gruppen geeignet 
Ablauf In mehreren aufeinanderfolgenden Gesprächsrunden von je 
20-30 Minuten werden Wissen und Erfahrungen der Teilneh-
mer ausgetauscht. Bei jeder neuen Runde werden die Tische 
gewechselt, wodurch sich immer neue Gruppenkonstellatio-
nen ergeben. Nach mehreren Runden werden die Ergebnisse 
der verschiedenen Tische vorgestellt und die Ideen zusam-
mengefasst und Lösungen diskutiert. 
Arbeitsweise Die Ergebnisse werden auf Papiertischdecken festgehalten. 
(LQVRJHQDQQWHUÄ7LVFKJDVWJHEHU³YHUEOHLEWDP7LVFKXPGLH
Neuankömmlingen über die wesentlichen Diskussionsergeb-
nisse der Vorrunde zu informieren.  
Ziel Wissen und Perspektiven auszutauschen wie auch kurzfristige 
Lösungsansätze und Handlungsmöglichkeiten zu entwickeln. 
Ergebnisverwendung Die Ergebnisse und Ideen der verschiedenen Tische werden 
zum Schluss zusammengefasst. 
Zielgruppen Durch die entspannte Atmosphäre und die kreative Art sich 
mit einem Thema zu beschäftigen, können Jugendliche ange-
sprochen werden.  
Tabelle 10: World Café 




                                            
12
 6LHKHKLHU]XXD Ä-XJHQGPDFKW6WDGW-XQJH ,PSXOVH IUGLH 6WDGWHQWZLFNOXQJ³GHV
Bundesministeriums für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung  Ä0HKU 3DUWL]LSDWLRQ
ZDJHQ+DQGOXQJVHPSIHKOXQJHQ IU .RPPXQHQ³ GHU %HUWHOVmann Stiftung, 2007 und 
Ä-XQJH0HQVFKHQZROOHQVLFKEHWHLOLJHQ.LQGHU- XQG-XJHQGSDUWL]LSDWLRQLQ'HXWVFKODQG³
der Bertelsmann Stiftung, 2006 
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Ortsbegehung 
Definition Mit einer Ortsbegehung sollen Handlungsfelder in der räumli-
chen Entwicklung herausgearbeitet werden. 
Zeitlicher Aufwand Ein paar Stunden bis hin zu mehrtägigen Begehungen 
Teilnehmer Beliebige Anzahl von Teilnehmern 
Ablauf In Gruppen werden die örtlichen Spielplätze und Treffpunkte 
begutachtet und bewertet. 
Arbeitsweise Zum einen kann gemeinsam von Ort zu Ort gegangen wer-
den, um die Spielfläche oder den Treffpunkt zu begutachten. 
Zum anderen können Kinder und Jugendliche erst einmal 
alleine, beispielsweise mit Videokamera, losgeschickt werden, 
um gute und schlechte Aufenthaltsplätze zu erkunden. Auf 
einem Ortsplan können mit roten und grünen Fähnchen die 
Handlungsfelder herausgearbeitet werden, um das weitere 
Vorgehen gemeinsam zu definieren und zu priorisieren.  
Ziel Die Kinder und Jugendlichen sollen sich Gedanken über ihr 
Umfeld machen und wie dieses verbessert werden kann. Ei-
gene Ideen sollen in die Gestaltung der Stadt einfließen. 
Ergebnisverwendung Die Ergebnisse der Kinder und Jugendlichen sollten in einem 
angemessenen Rahmen vorgestellt werden, wobei sie ihre 
Modelle selbst erläutern können. In das eigentliche Bauvorha-
ben können sie ebenso einbezogen werden, sodass sie den 
Umsetzungsprozess begleiten können. 
Zielgruppen Kinder und Jugendliche werden durch den konkreten Bezug 
zu ihrem Lebensumfeld einbezogen und haben die Möglich-
keit, Bereiche nach ihren Vorstellungen zu gestalten. Dabei 
erhöht sich die Identifikation mit den eigen geschaffenen Auf-
enthaltsräumen und damit die Sorgfalt im Umgang mit diesen. 
Tabelle 11: Ortsbegehung 
Quelle: Eigene Darstellung frei nach Bischoff/Selle/Sinnig, 2005, S. 161-167 
 
Planungszelle 
Definition In Kleingruppen wird an der Lösung einer bestimmten Frage-
stellung gearbeitet.  
Zeitlicher Aufwand 2-4 Tage, die Teilnehmer werden im Normalfall freigestellt, bei 
Jugendlichen können Ferien verwendet werden. 
Teilnehmer 25 zufällig ausgewählte Personen pro Planungszelle, es kön-
nen mehrere Planungszellen zu einem Thema stattfinden. 
Ablauf 1. Die Teilnehmer werden nach dem Zufallsprinzip ausgewählt 
2. Bearbeitung der Fragestellung in Kleingruppen 
3. Zusammenstellung und Präsentation eines Bürgergutach-
tens 
Arbeitsweise In wechselnden Kleingruppen werden Teilprobleme diskutiert 
und Lösungen entwickelt. Die Arbeitsgruppen können dabei 
durch Experten beraten werden. Professionelle Moderatoren 
unterstützen, organisieren und dokumentieren den Prozess. 
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Ziel Die gemeinsame Erstellung eines Bürgergutachtens in wel-
chem Erfahrungen, Wissen und Empfehlungen der Bürger 
gebündelt sind. 
Ergebnisverwendung Die Empfehlungen werden in einem Bürgergutachten zusam-
mengefasst und der Öffentlichkeit präsentiert. 
Zielgruppen Fragestellungen, die die Jugend betreffen können durch ent-
sprechende Moderation und Unterstützung durch Experten in 
diesem Verfahren konkret bearbeitet werden. 
Tabelle 12: Planungszelle 




Arbeitsgruppen wird, einer Kaffepause ähnelnd, viel Freiraum 
für Kreativität und unerwartete Lösungen geschaffen.  
Zeitlicher Aufwand In der Regel 2-3 Tage 
Teilnehmer Sehr flexibel, besonders gut für größere Teilnehmerzahlen  
Ablauf 1. Vorstellung des Rahmenthemas und der Grundprinzipien 
des Verfahrens 
2. Bildung von Arbeitsgruppen zu selbstgewählten Themen 
3. Selbstorganisiertes Arbeiten in Kleingruppen 
4. In der gesamten Gruppe werden Ergebnisse und konkrete 
Vorhaben vorgestellt, sowie Projektgruppen gebildet 
Arbeitsweise (VJLOWGDVÄ*HVHW]GHU]ZHL)H³GKMHGHUNDQQGLH$r-
beitsgruppen wechseln wenn er bei der Diskussion nichts 
mehr lernen oder dazu beitragen kann. Es ist gerade er-
wünscht, zwischendurch die Gruppen zu wechseln. 
Ziel Für ein vorgegebenes Leitthema oder Problem sollen kreative 
Ideen und Lösungen gefunden werden. 
Ergebnisverwendung Die wichtigsten Ergebnisse der Arbeitsgruppen werden für alle 
in einer Tagesdokumentation festgehalten.  
Zielgruppen Aufgrund der unterschiedlichen Themen und der kreativen 
Möglichkeiten eignet es sich gut für junge Menschen. 
Tabelle 13: Open-Space-Konferenz 
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5 Stadtentwicklung in Holzgerlingen 
 
Abbildung 5: Lage von Holzgerlingen im Kreis Böblingen 
Quelle: http://de.wikipedia.org/wiki/Holzgerlingen [22.08.2011] 
Holzgerlingen ist eine lebendige Kleinstadt mit rund 12.500 Einwohnern 
auf einer Fläche von etwa 13 km². ,QPLWWHQ GHU Ä6FK|QEXFKOLFKWXQJ³, 
20 km von Stuttgart entfernt, hat sich Holzgerlingen in den letzten Jahren 
erfolgreich zu einem wirtschaftlichen, schulischen und kulturellen Mittel-
punkt entwickelt. Holzgerlingen ist nicht nur Schulstandort aller allgemein-
bildenden Schulen, sondern auch Heimat für über 50 Vereine und Organi-
sationen, die das kulturelle, sportliche und gesellschaftliche Leben der 
Stadt bereichern. Arbeitsplätze für rund 3.400 Menschen bieten zahlreiche 
Handwerksbetriebe, Dienstleistungsfirmen und größere Industrieunter-
nehmen. Holzgerlingen ist mit Stadtbücherei, Jugendmusikschule und 
Freibad nicht nur für junge Familien attraktiv, sondern bietet auch für Se-
nioren im Altenzentrum abwechslungsreiche Freizeitangebote. Stadtsenio-
renrat, betreutes Wohnen und ein Pflegeheim runden das vielfältige gene-
rationenübergreifende Angebot ab. (www.holzgerlingen.de [14.08.2011]) 
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Abbildung 6: Das Holzgerlinger Wappen: In Rot eine silberne Lilie 
Quelle: http://upload.wikimedia.org/wikipedia/commons/4/47/Wappen_Holzgerlingen.png 
[22.08.2011] 
Wie in Tabelle 14 dargestellt liegt Holzgerlingen was Arbeitslose, Auslän-
deranteil oder Verschuldung anbelangt, immer (deutlich) unter dem Kreis- 
und Landesdurchschnitt. Die demografische Entwicklung ist den Progno-
sen nach für Holzgerlingen besser als für vergleichbare Städte. Holzger-
lingen bekommt damit die Alterung der Gesellschaft erst verzögert zu spü-
ren. (Landkreis Böblingen, 2010, S. 7, 17, 21) Vor allem durch die Er-
schließung eines neuen Wohngebietes im Jahr 2004 konnte Holzgerlingen 
rund 1.000 neue Einwohner, hauptsächlich junge Familien, gewinnen. 
(Nachrichtenblatt Holzgerlingen vom 04.09.2009, S. 6, Anlage 7) 
Statistische Daten Holzgerlingen Kreis Böblingen Baden-Württemberg 
Arbeitslose je 1000 
Einwohner (2009) 36,8 51,4 57,8 
Ausländeranteil in % 
(2009) 10,6 14,4 11,8 
Schulden in Euro je 
Einwohner (2009) 445 625 883 
Bevölkerungswachstum 
bis 2030 in % + 1,5 - 3,9 - 3,5 
Durchschnittsalter 2009 40,8 42,2 42,5 
Durchschnittsalter 2030 45,4 46,4 46,6 
Tabelle 14: Statistische Daten für Holzgerlingen 
Quelle: Statistisches Landesamt Baden-Württemberg; Landkreis Böblingen, 2010, 
S. 7, 17, 21 
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Obwohl Holzgerlingen derzeit in fast allen Bereichen, ob finanziell oder 
strukturell, sehr gut aufgestellt ist, möchten der Gemeinderat und die Ver-
waltung die Entwicklung weiter stärken und fördern. Gemeinsam sollen 
Ziel- und Zukunftsperspektiven für die wesentlichen Lebensbereiche wie 
Wohnen, Arbeiten, Mobilität, Kultur und Soziales entwickelt werden. Um 
die Bürger angemessen in den Entwicklungsprozess einzubinden, konnte 
die STEG (Stadtentwicklung GmbH)13 als professionelle und neutrale Un-
terstützung gewonnen werden. Die STEG organisiert und moderiert den 
gesamten Stadtentwicklungsprozess und unterstützt die Bürger mit fachli-
chem Wissen. Ziel des Stadtentwicklungsprozesses ist die Erhebung von 
Defiziten, Problemen und auch Potentialen. Darüber hinaus sollen Hand-
lungsschwerpunkte definiert, sowie entsprechende Maßnahmen und Pro-
jekte erarbeitet werden. Der Gemeinderat möchte die Bürger dazu ermuti-
gen, sich aktiv in die Stadtentwicklung einzubringen. Die Identifikation mit 
der Stadt Holzgerlingen soll gestärkt und das bestehende Gemeinschafts-
gefühl weiter ausgebaut werden. (Protokoll Klausurtagung 18./19.03.2011, 
Anlage 1) Der Gemeinderat möchte den Bürgern die Chance geben, eige-
ne Wünsche, Ziele und Anregungen einzubringen. Zugleich sollen Alt und 
Jung zusammengebracht werden. Aus einer Befragung der Gemeinderäte 
(Anlage 6) geht hervor, dass sie sich eine breite Beteiligung über alle so-
zialen Gruppen hinweg wünschen. Zudem soll das Verständnis für die Ar-
beit des Gemeinderates und der Verwaltung verbessert werden, um beide 
Ebenen einander anzunähern. Die Bedenken sind unter anderem, dass 
eine geringe Teilnehmerzahl keinen repräsentativen Charakter besitzt und 
zu viele Eigeninteressen vertreten werden. Zudem könnte fehlende Sach-
kenntnis der Bürger dazu führen, dass Themen aufgrund von Machbarkeit 
und Finanzierbarkeit scheitern. (Befragung Gemeinderäte, Anlage 6) 
Um den Stadtentwicklungsprozess vorzubereiten haben sich Gemeinderat 
und Verwaltung unter Moderation der STEG bereits auf einer Klausursit-
                                            
13
 Die STEG Stadtentwicklung GmbH bietet mit rund 120 Mitarbeitern seit 50 Jahren 
Dienstleistungen für nachhaltige und zukunftsfähige Stadtentwicklungen an. Mehr unter: 
www.steg.de. 
Stadtentwicklung in Holzgerlingen 43 
zung im März 2011 Gedanken über mögliche Themen und Entwicklungs-
richtungen gemacht. Der Beteiligungsprozess begann für die Bürger im 
$SULOEHLPÄ+RO]JHUOLQJHU%UJHUJHVSUlFK³Hierzu fanden sich interessier-
te Bürger, Gemeinderäte und Verwaltungsmitarbeiter in der Stadthalle ein. 
Nach einer kurzen Vorstellung der STEG und des geplanten Prozessab-
laufs sowie der wichtigsten Zahlen von Holzgerlingen wurden anhand ei-
ner Kärtchenabfrage die Stärken und Schwächen Holzgerlingens analy-
siert (vgl. Anlage 2). Mit diesen Themenkategorien fand im Mai der erste 
Ä%UJHUWLVFK³ statt, bei dem sich alle interessierten Teilnehmer vorstellten 
und Themen nannten, für die sie sich engagieren möchten. Anschließend 
wurden Arbeitsgruppen zu folgenden Themen gebildet: Bauliche Entwick-
lung, Handel und Dienstleistung, Verkehr, Soziales sowie Um-
welt/Klima/Freiraum. In einer darauffolgenden Gruppenphase lernten sich 
die Mitglieder der einzelnen Gruppen kennen und definierten Visionen und 
Themenschwerpunkte, die in den nächsten Monaten erarbeitet und wei-
terentwickelt werden sollen. Zum Schluss präsentierten die Arbeitsgrup-
pen ihre Ergebnisse in der gesamten Runde.  
Seitdem treffen sich die einzelnen Arbeitsgruppen selbständig, erarbeiten 
Themen und präsentieren diese bei regelmäßigen Bürgertischen den an-
deren Gruppen und allen interessierten Bürgern. Alle Bürger, die selbst 
nicht am Entwicklungsprozess teilnehmen, können alle Protokolle und 
Präsentationen der Bürgertische sowie Ausarbeitungen der Arbeitsgrup-
pen auf der städtischen Homepage herunterladen. Die Arbeitsgruppen 
können zudem Berichte und Ergebnisse im Amtsblatt abdrucken lassen. 
Für einen erfolgreichen Stadtentwicklungsprozess sind im Moment alle 
Beteiligten fleißig an der Arbeit, um viele gute Ideen und Projekte zu ent-
wickeln und Holzgerlingen damit für die zukünftigen Anforderungen fit zu 
machen. Es werden einige interessante Veranstaltungen zu den verschie-
denen Themen stattfinden, zu denen natürlich alle Bürger eingeladen sind. 
(Nachrichtenblatt Holzgerlingen vom 02.09.2011, S. 3, Anlage 7)   
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Im Verlauf der Arbeit wurden bereits verschiedene Punkte genannt, die für 
eine erfolgreiche Beteiligung der Bürger an einem Stadtentwicklungspro-
zess zu beachten sind. Wie gestaltet sich die Beteiligung in Holzgerlin-
gen? Wurden alle Punkte bedacht und entwickelt sich der Prozess in die 
gewünschte Richtung?  
Um möglichst viele Bürger zu aktivieren bedarf es Methoden, die zum ei-
nen eine breite Bevölkerungsgruppe ansprechen, zum anderen für jeden 
örtlich und zeitlich gut zu erreichen sind und vor allem keine allzu großen 
zeitlichen Ansprüche stellen. (Klages, 2010, S. 19) Dies wurde in Holzger-
lingen gut umgesetzt. Die ersten Veranstaltungen fanden am Abend in der 
Stadthalle statt und auf Wunsch der Bürger wurden weitere Veranstaltun-
gen eine Stunde später begonnen. Ein erster Stadtrundgang montags um 
14 Uhr hingegen wurde zeitlich nicht optimal gewählt und von den Bürgern 
entsprechend bemängelt.  
Des Weiteren müssen die Methoden dahingehend ausgestaltet sein, dass 
möglichst viele Bürger einbezogen werden können und zugleich auch die 
0|JOLFKNHLWKDEHQ]X:RUW]XNRPPHQXQGQLFKWYRQÄ*URVSUHFKHUQ³ LQ
den Hintergrund gedrängt werden. Es muss jeder, unabhängig von seinem 
Bildungsstand und seinen Sprachkenntnissen oder seiner sozialen Positi-
on, teilnehmen und Beiträge einbringen können. (Klages, 2010, S. 19) 
Durch die Verwendung von Arbeitsgruppen ist dies in Holzgerlingen gut 
gelöst. Bei allgemeinen Bürgertischen kommen alle Gruppen zusammen 
und ein Gruppensprecher stellt jeweils die einzelnen Ergebnisse vor. In 
den einzelnen Arbeitsgruppen ist die Teilnehmerzahl entsprechend über-
schaubar, sodass jeder seine Ideen und Anregungen einbringen und die 
Projekte mitgestalten kann.  
Die Aktivierung der verschiedenen sozialen Gruppen hat in Holzgerlingen 
hingegen über die angewendeten Informations- und Beteiligungsverfahren 
nicht ausreichend funktioniert. An dem Entwicklungsprozess nehmen 
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hauptsächlich ältere Generationen und bekannte Gesichter ÄGLHEOLFKHQ
9HUGlFKWLJHQ³, teil. Von der jüngeren Generation bis 30 Jahre sind sehr 
wenige Personen vertreten und es ist keiner unter 20 Jahre alt. Dass zu 
wenig Beteiligung vorherrscht und vor allem nicht alle sozialen Gruppen 
angesprochen wurden, stellt nun vor allem Gemeinderat und Verwaltung 
vor das Problem, dass sie nicht das aussagekräftige Bild der Meinungen, 
Wünsche und Problemwahrnehmungen der Bevölkerung bekommen, wel-
ches sie sich gewünscht haben und welches sie für Entscheidungen benö-
tigen würden. Aus der Befragung der Gemeinderäte geht weiter hervor, 
dass für knapp 60 % der Prozess bisher nicht ihren Erwartungen ent-
spricht. Als Grund ist überwiegend die zu geringe Teilnehmerzahl ge-
nannt. Immerhin bewerten 90 % der Gemeinderäte die Beteiligung als zu 
gering. Nur die Hälfte der Gemeinderäte sehen die Möglichkeit, die Betei-
ligung durch das Internet zu steigern. (Befragung Gemeinderäte, Anla-
ge 6) $XFK GLH $UEHLWVJUXSSHQ NODJHQ ]XP HLQHQ EHU IHKOHQGH Ä6FKDf-
IHQVNUDIW³ XP JU|HUH 7KHPHQ DQ]XJHKHQ und zum anderen darüber, 
dass nicht die gesamte Bevölkerungsstruktur in den einzelnen Gruppen 
abgebildet ist. Die Arbeitsgruppen versuchen nun über Aufrufe im Nach-
richtenblatt und den persönlichen Kontakt für Unterstützung zu werben. 
(Nachrichtenblatt Holzgerlingen vom 05.08.2011, S. 4, Anlage 7) 
Um die Beteiligung zu steigern und die Bürger zur aktiven Teilnahme zu 
motivieren kann eine Beteiligungskultur hilfreich sein. In Holzgerlingen hat 
sich bisher keine ausreichende Beteiligungskultur entwickelt. Die Bürger 
bekommen erstmalig in einem offiziellen Rahmen unter dem Stichwort 
Bürgerbeteiligung die Gelegenheit, ihre Ideen einzubringen. Die verhalte-
ne Teilnahme der Bürger kann daher unter anderem daran liegen, dass 
die Ziele der Beteiligung und was sich für Möglichkeiten für den einzelnen 
Bürger tatsächlich bieten, bisher nicht klar genug kommuniziert wurden. 
Äußerungen, beispielsweise in der Gruppe Ä%auliche Entwicklung³ wie: 
Ä'a kann man doch eh nichts mehr ändern. Wofür soll man sich eigentlich 
einbrinJHQ"³ ]HLJHQ GDVV GLH $QJVW vor HLQHU Ä3URIRUPD-%HWHLOLJXQJ³
durchaus vorhanden ist. Um diese Unklarheiten zu beseitigen ist die neut-
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rale Moderation der STEG besonders hilfreich. Gerade bezüglich der be-
schriebenen Aussage konnte durch die STEG das gesetzlich vorgegebene 
Verfahren der Bebauungsplanaufstellung erläutert werden und den Bür-
gern damit deutlich gemacht werden, dass eine Änderung der bisherigen 
Planungen im Sinne der Bürger durchaus möglich ist. 
Eine weitere wichtige Voraussetzung für die erfolgreiche Beteiligung ist die 
Zielgruppenanalyse und die damit verbundenen entsprechenden Informa-
tions- und Beteiligungsformen. Da, wie bereits beschrieben, vor allem von 
der jüngeren Generation bis 20 Jahre gar kein Vertreter und auch von den 
bis 30-Jährigen nur sehr wenige Vertreter an dem Entwicklungsprozess 
teilnehmen, kann darauf geschlossen werden, dass die bisherige Beteili-
gungsform nicht allen Zielgruppen gerecht wird. Um vor allem die Jugend 
stärker einzubeziehen, ist nun ein von der STEG organisierter Kreativ-
workshop mit den Jugendlichen geplant. Dazu sollen vor allem der Ju-
gendgemeinderat, insbesondere mit dessen Profil in Sozialen Netzwerken, 
die Jugendreferenten sowie Jugendarbeiter und Lehrer als Vermittler und 
Multiplikatoren für die Teilnahme werben.  
Insgesamt sind in Holzgerlingen trotz einer auf beiden Seiten bemängelten 
geringen Teilnahme einige Themen in Bewegung und es werden sich si-
cherlich viele konkrete Projekte entwickeln. Die Arbeitsgruppe Verkehr hat 
beispielsweise zu ihrer Vision eines fahrradfreundlichen Holzgerlingens 
alle hauptstraßenmeidenden Radwege in die Innenstadt erarbeitet und im 
Amtsblatt der Bevölkerung präsentiert. Zudem wurden alle Fahrradabstell-
plätze erfasst und dokumentiert, sowie notwendige Bordsteinabsenkungen 
ermittelt.  
Gemeinderat, Verwaltung und Bürger müssen sich noch annähern und ein 
gegenseitiges Verständnis entwickeln. Mit diesem Stadtentwicklungspro-
zess sind jedoch beide auf dem richtigen Weg eine Beteiligungskultur zu 




Die Zukunft fest im Blick zu haben und sich den Herausforderungen des 
demografischen Wandels, der angespannten finanziellen Situationen oder 
auch des Klimawandels zu stellen, ist eine der Aufgaben für die Kommu-
nen Anfang des 21. Jahrhunderts. Dies geht nicht ohne das Engagement 
und die Beteiligung der Bürger. Für eine erfolgreiche Entwicklung der 
Städte und Gemeinden und die Akzeptanz von Großprojekten ist die Akti-
vierung der Bürger mit ihren Ideen und Potentialen von wesentlicher Be-
deutung.  
Diese Arbeit hat gezeigt, dass die Einbindung der Bürger nicht nur für die 
Akzeptanz von Großprojekten, sondern auch für die Identifikation mit der 
eigenen Gemeinde von wesentlicher Bedeutung ist. Als Hilfestellung wur-
den die wichtigsten Voraussetzungen für erfolgreiche Beteiligungsverfah-
ren vorgestellt. Um sich an das oft noch ferne Thema Bürgerbeteiligung 
heranzuwagen, wurden damit für Städte und Gemeinden die Grundlagen 
erarbeitet. Somit können bei der eigenen Umsetzung Fehlerquellen ver-
mieden und die Risiken von Unzufriedenheit und Frustration verringert 
werden. Die Lektüre dieser Arbeit reicht alleine jedoch nicht aus. Um die 
besprochenen Themen in ihrer ganzen Breite zu erfassen, muss auf wei-
tergehende Literatur verwiesen werden. Dennoch kann Politikern und 
Verwaltungen Lust auf den Austausch und die Diskussion mit den Bürgern 
gemacht werden. Um Probleme, Ideen und Visionen der Bürger zu erfas-
sen, wurde eine Auswahl der vielfältigen Beteiligungsformen vorgestellt, 
die mit Modifikationen und Anpassungen an die örtlichen Gegebenheiten 
in den Kommunen umgesetzt werden können. Ohne eingehenderes Wis-
sen über Verfahren und Methoden in diesem sehr komplexen Thema sei 
den Kommunen jedoch zu professioneller Unterstützung durch Experten 
geraten.  
Neben verschiedenen formellen und informellen Beteiligungsformen wur-
den ebenso erweiternde Möglichkeiten durch den Einsatz von Web 2.0-
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Anwendungen aufgezeigt. Technisch unterstützte Beteiligungsformen bie-
ten vor allem die Chance eine breitere Bevölkerung und beteiligungsferne 
Gruppen zu erreichen. Aufgrund des kostenintensiven Entwicklungs- und 
Betreuungsbedarfs von Online-Beteiligungsformen sind Kosten und Nut-
zen jeweils abzuwägen. Gerade aber bei Großprojekten oder strittigen 
Entwicklungen sind eine breite Einbindung der Bevölkerung und eine aus-
gewogene Themendiskussion unerlässlich. Das Internet bietet viele Mög-
lichkeiten, die Verwaltung und Politik für sich entdecken müssen. Um für 
eine erfolgreiche Präsentation der Kommune im World Wide Web vorbe-
reitet zu sein, ist es in den nächsten Jahren hilfreich Verwaltungsmitarbei-
ter zu schulen und notwendige Befugnisregelungen herauszuarbeiten. Die 
Heranführung kann dabei zunächst über die verstärkte Nutzung von E-
Government-Angeboten oder Anwendungen des Web 2.0 erfolgen. Den 
Einstieg in die mediale Welt dürfen die Kommunen für einen erfolgreichen 
Austausch mit ihren Bürgern nicht verpassen.  
Dem Bürger kommt in Zukunft gerade bei der Versorgung der älteren Ge-
nerationen und im Umweltschutz eine größere Rolle zu. Daher ist es be-
sonders wichtig die jungen Generationen an die Beteiligung heranzufüh-
ren. Sie müssen schon jetzt den persönlichen Mehrwert durch bürger-
schaftliches Engagement entdecken. Die Generationen müssen näher 
zusammengeführt werden und ein gegenseitiges Verständnis entwickeln. 
Die Jugend über ihr Lebensumfeld, über Aktivität und Kreativität zu moti-
vieren ist daher eine wesentliche Aufgabe der Stadtentwicklung. Steigt die 
Identifikation der Jugend mit der eigenen Stadt können sie später für die 
Teilhabe am gesellschaftlichen Leben leichter gewonnen werden. Diese 
Arbeit hat die Nutzungsgewohnheiten von Kindern und Jugendlichen so-
wie jungen Erwachsenen dargestellt. Es wurde deutlich, dass die Einbin-
dung dieser wichtigen Generation besonderer Anstrengungen bedarf. Um 
sie für einen Beteiligungsprozesse zu gewinnen wurden verschiedene 
zielgruppengerechte Methoden aufgezeigt.  
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Der vorgestellte Stadtentwicklungsprozess in Holzgerlingen ist ein Beispiel 
für eine erfolgreiche Kleinstadt, die sich nicht auf der bisher geschaffenen 
Infrastruktur ausruhen, sondern die Strukturen und Potentiale ausbauen 
und weiterentwickeln möchte. Eine lebenswerte Gemeinde auch in Zu-
kunft zu bleiben ist das erklärte Ziel, deren Formen und Strukturen die 
Bürger mitgestalten sollen. Gemeinderat und Verwaltung haben sich im 
Vorfeld Gedanken gemacht und sich Unterstützung durch die STEG gesi-
chert. Obwohl der Stadtentwicklungsprozess bereits viele gute Ideen her-
vorgebracht hat, kann man gespannt darauf sein was die Bürger noch für 
Projekte entwickeln werden. Der vielfach bemängelten geringen Teilneh-
merzahl muss konkret begegnet werden. Die zielgruppengerechte Aktivie-
rung der Jugend ist hier der Anfang. Um dauerhaft die Beteiligung zu stei-
gern, muss allerdings eine Beteiligungskultur entwickelt werden, die Bür-
ger, Politik und Verwaltung einander näher bringt und eine vertrauensvolle 
Basis für die gemeinsame Arbeit schafft.  
Die Teilhabe von Bürgern an Planungs- und Entscheidungsprozessen wird 
sich in Zukunft weiter verbreiten. Denn die Bürger haben den Wunsch sich 
einzubringen und sich für ihre Visionen zu engagieren. Die Verwaltungen 
müssen für die Zukunft dieses Potential abrufen und dabei mehr als Initia-
tor und fördernder Partner denn als begrenzender und einschränkender 
Verwaltungsapparat auftreten. Ihre Rolle als koordinierender und steuern-
der Moderator müssen die Verwaltungen finden. Die Beteiligung der Bür-
ger fand bisher für viele Kommunen lediglich im Rahmen von Bürgerfra-
gestunden oder innerhalb der gesetzlich definierten Verfahren statt. Eine 
Beteiligungskultur zu entwickeln und das fehlende Vertrauen in politische 
Entscheidungen wiederzugewinnen, stellen Gemeinderäte und auch Ver-
waltungen nicht nur vor logistische und finanzielle Herausforderungen. 
Vielmehr müssen Verfahren und Strukturen dauerhaft verändert werden, 
um Verlässlichkeit und Transparenz zu vermitteln. Nur dadurch kann das 
Vertrauen und Engagement der Bürger wieder gewonnen werden. Allein 
durch den Einsatz von unabhängigen Moderatoren und verschiedenen 
Beteiligungsformen kann noch keine Veränderung erwartet werden, doch 
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können sie den Prozess wesentlich unterstützen. Die Aufgaben der Zu-
kunft lassen sich nur mit dem Engagement der Bürger lösen. Um dieses in 
einigen Jahren auch nutzen zu können, muss schon heute damit begon-
nen werden, die Bürger als gleichwertige Partner zu gewinnen und sie an 
die eigene Gemeinde zu binden. Die gemeinsame Entwicklung von Zu-
kunftsvorstellungen ist dabei der erste Schritt zu einer neuen Partner-
schaft. Nur mit engagierten Bürgern können die Städte und Gemeinden 
ihre kulturellen und sozialen Standards beibehalten und damit eine le-
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Anlage 6 
Befragung Gemeinderäte 
Anonyme Befragung der Gemeinderäte über ein Internettool. Rücklauf-
quote liegt bei 67 %. Unveränderte Darstellung der Antworten: 
 
I Was für Entwicklungsmöglichkeiten bietet die Bürgerbeteiligung Ihrer 
Ansicht nach für Holzgerlingen? 
1 Die Zukunft gemeinsam gestalten Alt unf Jung zusammenbringen Weg vom Egois-
mus - hin zum Altruismus 
2 Büger erhalten die Chance eigene Wünsche, Ziele, Anregungen und Bedenken im 
Bürgerbeteiligungsprozess einzusteuern. 
3 Bürger freundliche Stadt unter Mitbeteiligung vieler Interessengruppen. Jeder kann 
sich einbringen. 
4 Wünsche und Anregungen der Bürgerschaft aufzunehmen und umzusetzen 
5 Engagierte Bürger entdecken und für die lokale, politische Arbeit gewinnen! Neubür-
gern leichte Einstiegsmöglichkeiten anbieten! 
6 Unser jetzt schon attraktives und lebenswertes Holzgerlingen kann durch die Bür-
gerbeteiligung nochmal einen Schritt nach vorne machen. Eventuell auch durch 
ganz einfache Dinge, die eventuell schon vorhanden sind und nur der Öffentlichkeit 
besser dargestellt werden wie z.B. Radwege in die Stadtmitte, Parkmöglichkeiten 
etc. 
7 Es können sich neue Ideen und Visionen realisieren, da andere Menschen als in 
Verwaltung und Gemeinderat auch andere Ideen einbringen werden. Dabei tauchen 
sicher Themen  auf, die  so noch nicht sichtbar wurden. 
8 Gemeinsame Ziele erarbeiten,den Abstand zwischen IHR das oben (GR + Verwal-
tung) und WIR ( Bürger) da unten,verkürzen. 
9 Gemeinsame Bearbeitung dringender Zukunftsfragen, z.B. demographischer Wan-
del: Wie wollen die Bürger zukünftig gemeinsam leben, wie das Alter gestalten? 
Welche Formen der Bebauung ergeben sich daraus? Gemeinsam kann ein Leitbild 
für Holzgerlingen erarbeitet werden, mit dem sich die Mehrheit der Bürger identifizie-
ren kann. Neubürger können über die Mitarbeit emotional enger an Holzgerlingen 
gebunden werden. 
10 Eher geringe Entwicklungsmöglichkeiten. Chancen gibt es nur, wenn der Bürger-
meister sich sowieso in eine von den BürgerInnen gewünschte bewegen will, an-
dernfalls müssen die BürgerInnen mit heftiger Gegenwehr rechnen. Da überdies, 
wie bspw. bei der Immobilie Raumausstattungszentrum Frasch, von der Verwaltung 
durch unter Druck erzeugte Entscheidungen im Gemeinderat Alternativen verbaut 
werden, wie der Vorschlag des Handels- und Gewerbevereins für ein Mini-Kaufhaus 
mit 3 bis 4 Anbietern, wird eine Mitarbeit von Bürgerseite von vornherein diskredi-
tiert. Das führt dann zu Frust, Resignation und Aufgabe der Mitarbeit. 
11 Zufriedenere Bürger, die sich aktiv an der Entwicklung Holzgerlingens beteiligen 
sind die Basis für eine gesunde- erfolgreiche Zukunft für unsere Gemeinde 
12 Generationsübergreifendes Miteinander, Junge Leute helfen den älteren. Ältere 
helfen den jüngeren. Nicht nur im Familienkreis, sondern auch innerhalb der Nach-
barschaft oder noch weiter hinaus.  Steigerung der atraktivität der Innenstadt. Bele-
bung der Innenstadt durch zu entwickelnde Maßnahmen.  Höhere Akzeptanz für 
Ansiedlung von Neubürgern. 
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II Was sind Ihre persönlichen Erwartungen und Bedenken an den Stadt-
entwicklungsprozess? 
1 Dass viele Mitbürger teilnehmen Dass das eigene Ego nicht hintenangestellt wird 
2 Erwartung: Zusätzliche Impulse, die bisher von mir und/oder der Verwaltung nicht 
erkannt, entdeckt oder aufgegriffen wurden.  Bedenken: Bürger lassen sich stark 
von Eigeninteressen leiten und vernachlässigen das Gemeinwohl. Vieles ist wün-
schenswert, belastet jedoch zusätzlich den Haushalt. Wichtige und unwichtige Auf-
gaben werden gleich gewichtet oder priorisiert. Bürger gestehen anderen nicht zu, 
was sie für sich selbst wie selbstverständlich in Anspruch genommen haben (z.B. 
Bauplatz, Haus und Wohnung in Holzgerlingen) 
3 Bedenken: "Viele Köche verderben der Brei" Jeder sieht nur seine Interessen. Je-
weilige Frage der Machbarkeit und Finanzierung? In vielen Dingen fehlende Sach-
kenntnisse der Bürger. Wenn immer nur der Klügere nachgibt kommt selten was 
Gescheites dabei heraus.  Erwartungen: Entscheidungshilfen für Verwaltung und 
Gemeinderat 
4 Das sich, wie geschehen Gruppen bilden, die polarisieren und versuchen utopisches 
oder zu einseitige Interessen mit extremen Positionen, zu verwriklichen 
5 Verhalten bis etwas angespannt. Gefahr einer Parallelstruktur die durch eine ver-
gleichsweisse geringe Anzahl nicht keine Anspruch auf Repräsentation erheben 
darf, aber emotional sich erheblich stark fühlt. Erwartungen sind unter Punkt 1 be-
schrieben und sehe ich auch bereits bei einzelnen Personen im Ansatz! 
6 Ich hoffe, daß die Bürger durch den Stadtentwicklungsprozess näher zusammenrü-
cken und ein "Wir-sind-Wir" Gefühl entwickeln, wie es z.B. 2007  bei der 1000 Jahr 
Feier zu spüren war. Ebenso hoffe ich, daß die Bürger den Gemeiderat insoweit 
besser verstehen lernen, als daß wir bei unseren Beratungen ein Projekt von mehre-
ren Seiten betrachten müssen und auch die Finanzierung gesichert sein muß. Der 
Kosten-Nutzen Faktor spielt hier eine große Rolle.    
7 Ich möchte von der Verwaltung die nötige Zeit einfordern, die so ein Prozess ver-
langt.Das heißt auch , Vorhaben der Stadt zu verschieben, wenn dies auch kurzfris-
tig finanzielle Nachteile  bringt. Ich erwarte von der Verwaltung, nicht alle Vorschläge 
mit Hinblick auf dier Finanzen abzulehnen, sondern positiv darauf einzugehen und 
Entwicklung zulassen.    
8 Auch hier gibt es zu bedenken,dass einige der Mitwirkenden sich aus rein egoisti-
schen Gründen einbringen. Ich persönlich sehe das Procedere sehr positiv für die 
Stadt,wenn die STEG neutral bleibt. 
9 Erwartungen: Aufbrechen bestehender Strukturen und Denkweisen durch neue Im-
pulse seitens der Bevölkerung, wieder mehr Interesse der Bürger an Kommunalpoli-
tik Bedenken: Immer die gleichen Akteure und somit schon bekannte Anliegen, ge-
ringe Offenheit gegenüber Vorschlägen aus der Bevölkerung, Finanzierbarkeit als 
Totschlagargument 
10 Weil von einer Biotopvernetzung Ökopunkte resultieren, wird sich der Bürgermeister 
einer entsprechenden Planung nicht entziehen, hilft sie ihm doch weitere Be-
bauungspläne zu realisieren. Möglicherweise gibt es auch kleine Fortschritte beim 
Ausbau der Erneuerbaren Energien und bei Energieeinsparung, nachdem auf die-
sem Sektor eine neue Landesregierung Maßnahmen auf diesem Gebiet fördern 
wird. Meine Bedenken sind bereits bei der Entwicklung des Baugebietes Hülben II 
eingetreten, die einen massiven Druck auf die Gruppe und die beteiligten Gemein-
deräte im Finanz- und Verwaltungsausschuss nach sich gezogen haben. 
11 Zu wenig Beteiligung der Bürger. Die Umsetzung der Ideen durch den 
Verwaltungsaperat 
12 Das Wirgefühl der Holzgerlinger und der Neubüger zu stärken. Polarisierende Inte-
ressen der einzelnen Mitglieder der Gruppen macht eine konstruktive Arbeit schwer 
oder nicht möglich. 
 
 
Anlage 6 92 
III Entspricht der Stadtent-
wicklungsprozess bisher 
Ihren Erwartungen? 
Woran liegt das? 
1 Nein Es nehmen zu wenig Bürger Anteil Ergebniss4e 
der Projektgruppen werden nicht kommuniziert 
2 Ja  
3 Ja  
4 Nein Fehlenden Führung und Begleitung. Zu wenig 
Interessen- und Aktionsgruppen 
5 Nein Geringe Teilnehmerzahl Fokussierung beim The-
ma Stadtentwicklung zu sehr auf die Tagespolitik! 
Diskrepanz zwischen Problembewußtsein und 
Beteiligung an der Beseitigung derserlben. Bp. 
Verkehr 
6 Ja  
7 Nein Die oben angesprochene Zeit, z.B.die Vergabe 
des Frasch-Anwesens an einen Einzelhändler 
ohne der Gruppe "Handel und Gewerbe" den nöti-
gen Zeitraum eines wirklichen Prozesses zu ge-
ben. 
8 Ja  
9 Nein Geringe Beteiligung seitens der Bürger (hatte da 
mehr erwartet), zu hohe Bedenken gegenüber 
Vorschlägen, Vorbehalte gegenüber eigenständi-
gen Bürgerprojekten 
10 Nein Schon im 1. Bürgertisch haben Gemeinderäte, 
trotz gegenteiliger Bekundungen, sich viel zu mas-
siv eingemischt und bspw. sich als Gruppenspre-
cher einsetzen lassen. Zum andern gelingt es dem 
Bürgermeister nicht, s e i n e Sicht der Dinge au-
ßen vor zu lassen, bis sich in den Gruppen ein 
Ergebnis der Gruppenmeinung gebildet hat. 
11 Ja  
12 Nein Wie bei Punkt 2. Einzelne Mitglieder der Gruppen 
hacken nur auf der Verwaltung und dem GR rum. 
 
IV Was sind Ihre Erwartungen an die Bürger? 
1 Rege , aktive Teilnahme Gegenseitiges Verstehen , d.h. auch zuhören lernen 
2 Gemeinwohlorientierung unter Zurückstellung der eigenen Interessen. Aktive Betei-
ligung auch der augenscheinlich zufriedenen Bürger. Problem: Häufig beteiligen sich 
vermehrt unzufriedene Bürger, die hoffen, dadurch den eigenen Einfluss verstärken 
zu können. 
3 Nicht nur kritisieren, sondern sich einbringen! 
4 Planungen zu verhindern oder vorantzutreiben 
5 Interesse für zukünfitge Entwicklungen wecken. Beteiligung an Projekten ermögli-
chen. Größere Beteiligung am politischen Prozeß 
6 Für alle Bürger ist die Stadtentwicklung wichtignd jeder sollte sich daran beteiligen. 
Wenn nicht aktiv in einer Arbeitsgruppe, dann hat jeder die Möglichkeit zu einem 
Thema, das einen angeht (und es ist mit Sicherheit für jeden etwas dabei), seine 
Meinung an ein Arbeitsgruppenmitglied, der Verwaltung, der STEG etc. kundzutun.  
Die einzelnen Arbeitsgruppen sind für jeden Beitrag dankbar.  Zum zweiten wünsche 
ich mir, daß die  Mitglieder der Arbeitsgruppen auch  andere Meinungen respektie-
ren  und akzeptieren und nicht persönliche Gründe allein in den Vordergrund stellen 
und als das einzig Richtige ansehen. 
7 Mehr Teilnahme - mehr Interesse- mehr Ideen- mehr Mitarbeit 
8 nicht allzu hoch,nach der Anfangsphase werden die Gruppen wohl kleiner statt grö-
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ßer werden. 
9 Bereitschaft zur Mitarbeit, auch wenn Ziele nicht umgehend zu erreichen sind. En-
gagement über den "Konzeptzeitraum" hinaus. Mutig Ideen vortragen. Keine Vorur-
teile gegenüber Stadtverwaltung mitbringen. 
10 Engagierte Teilnahme an den gebildeten Diskussionen in den Gruppen. Selbstbe-
wusste Bürger sollten sich nicht von ihren Themen abbringen lassen. 
11 Hohe Beteiligung 
12 Es sollten Bürger aus ganz verschieden Beweggründen mitmachen. Junge, 50+, 










Meinen Sie, man könn-
te mit Hilfe des Inter-
nets (soziale Netzwer-
ke, Blogs, Foren, etc.) 
die Bürgerbeteiligung 
steigern? 
Welche Formen sind Ihrer Mei-
nung nach für einen Stadtent-
wicklungsprozess am besten 
geeignet? 
1 zu wenig Ja Der beschrittene Weg ist richtig, je-
doch muß für die einzelnen Gruppen 
und deren Sitzungen massiver gewor-
ben werden 
2 zu wenig Ja Möglichst alle Medien abgestimmt 
nutzen. Schlanke Abläufe mit mög-
lichst wenig zusätzlicher zeitlicher 
Inanspruchnahme von Bürgern. Die 
Interessierten sind oft bereits ehren-
amtlich in Vereinen, Organisationen 
und Kirchen gebunden 
3 ausreichend Nein  
4 zu wenig Ja Soziale Netzwerke und Foren. Über-
haupt wird das Internet, dass bei vie-
len Bürger eine große Rolle spielt zu 
wenig genutzt, 
5 zu wenig Nein  
6 zu wenig Nein  
7 zu wenig Nein  
8 zu wenig Ja Mit den modernen Netzwerken kenne 
ich mich zuwenig aus,hier keine Mei-
nung. 
9 zu wenig Ja Diskussionen im Rahmen von Treffen, 
aber auch offen im Internet. Regelmä-
ßige Vorstellungen in persönlichen 
Gesprächen z.B. während Wochen-
markt. 
10 zu wenig Nein  
11 zu wenig Ja gfuagiaug 
12 zu wenig Nein  
 
VII Was sind Ihre Erwartungen an die Moderation und Begleitung der 
STEG? 
1 Für eine Bewertung ist es noch zu früh jedoch sollte die Steg besser koordinieren 
2 Offener Umgang mit den Anregungen und Bedenken. Vermittler zwischen Verwal-
tung und Bürgern. Falsche weil einseitige Feldbearbeitungen Einzelner oder von 
Arbeitsgruppen sollten korrigiert werden. 
3 Motivation der Bürger zur Beteiligung. "Wunschträume im Keim ersticken². Realisti-
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sche Anregungen aufnehmen und weiter verfolgen. Regelmäßige Information des 
Gemeinderates über den Stand der Dinge (bislang zu wenig und zu selten erfolgt!). 
4 Intensivere Begleitung und Unterstützung mit fundierten Informationen 
5 Konfrontationen versachlichen Zielgerichtetes Arbeiten begleiten Erfahrungshorizon-
ten anderer Städte und Gemeinden einbringen 
6 Die STEG hat in solchen Dingen große Erfahrung und macht die Sache im Grunde 
genommen recht gut. Mängel gibt es wohl in der Kommunikation mit der Verwaltung 
zwecks Veröffentlichungen im Nachrichtenblatt der Protolkolle etc. 
7 Ich wünsche mir eine gute Beratung in Einzelfragen, mehr Engagement für die 
Gruppen als für die Verwaltung 
8 zumindest in der Gruppe Verkehr war die erste Darstellung im NB nicht nach unse-
ren Vorgaben umgesetzt worden, wir haben für eine originale Berichterstattung ge-
sorgt. 
9 - Unabhängigkeit gegenüber Verwaltung und Bürgertischen - Koordinationsaufga-
ben - Schnittstelle der Bürgertische - Informationsspeicher/ Informationsaustausch - 
Motivator   
10 Die STEG sollte sich nicht zum Sprachrohr der Verwaltung machen lassen. Sie soll-
te im Gegenteil sich um die Wünsche der Gruppen, besonders der Gruppenmehr-
heiten kümmern und deren Erfüllung bei der Verwaltung vertreten. Dass nach die-
sem Meinungsbildungsprozess in den Gruppen der Gemeinderat immer noch die 
Hoheit für Entscheidungen und deren Finanzierung vorbehält, bleibt davon unbe-
rührt. Wenn man allerdings die Bürgerwünsche nur dann erfüllen will, wenn sie iden-
tisch mit einen Wünschen und Zielen sind, sollte man die Finger von einem Stadt-
entwicklungskonzept lassen, das echte Bürgerbeteiligung suggeriert. 
11 Professionalität 
12 Neutralität und sachliche Aufarbeitung der Aufgabenstellungen 
 
VIII Welche Kompetenzen sollten die Bürger Ihrer Meinung nach in einem 
solchen Prozess bekommen? 
1 Die Bürger werden beteiligt, die Entscheidung bleibt beim Gemeinderat 
2 Die Bürger werden beteiligt, die Entscheidung bleibt beim Gemeinderat 
3 Die Bürger können Vorschläge vorbringen 
4 Die Bürger werden zu (Mit-) Entscheidungsträgern 
5 Die Bürger werden beteiligt, die Entscheidung bleibt beim Gemeinderat 
6 Die Bürger werden beteiligt, die Entscheidung bleibt beim Gemeinderat 
7 Die Bürger werden zu (Mit-) Entscheidungsträgern 
8 Die Bürger werden beteiligt, die Entscheidung bleibt beim Gemeinderat 
9 Die Bürger werden beteiligt, die Entscheidung bleibt beim Gemeinderat 
10 Die Bürger werden zu (Mit-) Entscheidungsträgern 
11 Die Bürger werden zu (Mit-) Entscheidungsträgern 
12 Die Bürger werden beteiligt, die Entscheidung bleibt beim Gemeinderat 
 
VIII Begründung: 
1 Wir sind eine parlamentarische Demokratie 
2 Zunächst habe ich bei unserem Prozess nicht den Eindruck, als wäre die Bürger-
schaft durch die Arbeitsgruppen (selbst ernannte Vertreter durch eigenes Interesse) 
repräsentativ besser vertreten als durch den Gemeinderat. (gewählt durch die 
Mehrheit der Bürgerschaft) 
3 diese sind jedoch von der Verwaltung und dem Gemeinderat zu prüfen und abzu-
wägen. Die Entscheidung sollte jedoch beim Gemeinderat verbleiben, ansonsten 
wäre dieser Überflüssig. 
4 Stadtentwicklung ist für die Einwohner dieser Stadt, darum sollten auch ihrer Inte-
ressen berücksichtigt werden. Mitentscheidungsträger, die sich aktive einbringen 
sollen auch berücksichtigt werden. Allerdings treffen die endgültigen Beschlüsse 
die gewählten Vertreter. 
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5 Es sollten keine Doppelstrukturen entstehen. Unsere demokratischen Strukturen 
haben sich nach der Neugestaltung der BRD letztendlich bewährt. 
6 Der Gemeinderat ist ein demokratisch gewähltes Gremium hat nun einmal die Ent-
scheidungsgewalt. Wir müssen wie schon erwähnt die Projekte etc. von  vielen 
Seiten aus betrachten und alle Argumente abwägen. Vor jeder öffentlichen Be-
kanntmachung steckt normalerweise schon eine mindestens monatelange nichtöf-
fentliche Beratung, von der der Bürger gar nichts weiß. Daso fehlende Hinter-
grundwissen ist für eine Entscheidungsfindung immens wichtig. Es geht hier nicht 
nur um z.B. Baugebiet ja / nein, sondern wir bewerten auch ob ein Bedarf da ist 
(Bauplatzanfragen ?), neue Wohnflächen für junge Familien ist eine Zukunftssiche-
rung für unsere KITAs, Kiga´s, Schulen etc. Der örtliche Einzelhandel und das 
Handwerk profitieren von neuen Bürgern.  Solche Entwicklungen und Entschei-
dungsprozesse sind mehr als ein einfaches ja oder nein. 
7 Die Bürger werden sich mit den Sachverhalten auseinandersetzen und so zu einer 
Meinung kommen. Dabei traue ich ihnen zu, dass sie zum Wohle der Stadt ent-
scheiden werden und nicht nur für ihr eigenes Wohl. 
8 Das Gremium GR wurde von den Bürgern als seine Vertretung gewählt und geht 
auch in die Verantwortung. 
9 Die letzte Entscheidung sollte dem Gemeinderat eingeräumt werden. Den Bürgern 
muß aber vorab die Möglichkeit eingeräumt werden, den Gemeinderat zu Informie-
ren bzw. mit ihm die Vorschläge zu diskutieren. 
10 Nur das verschafft eine nachhaltige Motivation, die sich herumsprechen und weite-
re Beteiligung nach sich ziehen wird. Bei notwendigen Investitionen, die den Haus-
halt nachhaltig tangieren würden, muss aber die Entscheidung beim Gemeinderat 
verbleiben.   
11 Nur dann wird so ein Prozess auch von den Bürgern ernst genommen 
12 Wenn die Bürger mitentscheiden sollten, können wir den Gemeinderat gleich ab-
schaffen. Den Bürgern sollte klarer werden, dass Sie mit Ihren GR im Dialog stehen 
können und sollten. Nicht immer nur sagen, die machen ja sowieso was die oder 
der Bürgermeister wollen.   
 
IX Wie werden die Bürger Ihrer Meinung nach bei der Stadtentwicklung in 




4 zu gering 
5 reichlich 
6 ausreichend 
7 zu gering 
8 ausreichend 
9 ausreichend 




X Was erwarten Sie von der Verwaltung im Umgang mit Anregungen aus 
der Bürgerschaft? 
1 dass sie ernst genommen werden und ausreichend gewichtigt werden 
2 Ich gehe davon aus, dass - unabhängig vom Stadtentwicklungsprozess - Anregun-
gen und Bedenken von Bürgern aufgenommen und sach- und fachgerecht beant-
wortet werden. Meines Erachtens ist dies eine Möglichkeit der Qualitätssicherung 
einer Kommune.   
3 Zur Kenntnis nehmen, abwägen, den Gemeinderat darüber informieren und ggfs. 
gemeinsam mit diesem umsetzen. 
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4 Mehr Gelassenheit und Diskusssionsbereitschaft. Weniger Deckelung sondern mehr 
Transparenz 
5 Offenheit und Interesse Weiterleitung an die entsprechenden Gremien oder Grup-
pierungen Einladung zur Mitarbeit bzw. Hinweis auf die im Gemeinderat vertretenen 
Gruppen und Parteien 
6 Die Verwaltung sollte Anregung aus der  Bürgerschaft, die Sie selbst betrifft,  auch 
prüfen und bei machbarkeit in die  tägliche Arbeit einfließen lassen.     
7 Offenheit für neue Ideen - sie nicht sofort ablehnen Umgang mit Kritik- auch eine 
Verwaltung darf Fehler machen 
8 Die Anregungen müssen ernst genommen werden und zumindest diskutiert werden. 
9 - Offenheit - Das Annehmen von Vorschlägen - Diskussionsbereitschaft - Kompro-
missbereitschaft 
10 Zuerst zurückhaltendes Abwarten, bis der Meinungsbildungsprozess in den Gruppen 
abgeschlossen ist. Sodann wohlwollende Prüfung und Austausch mit den Gruppen. 
11 Diese ernst zu nehmen und nicht zu schnell abzulehnen...wege zu suchen Anregun-
gen umzusetzen. 
12 Sachliche Aufarbeitung / neutralität 
 
XI Wie wollen Sie selbst mit Anregungen und Ideen der Bürger umgehen? 
1 Ergebisse werden im Gemeinderat offen und ehrlich diskutiert und ab- und ausge-
wogen 
2 Ich werde sie wertfrei aufnehmen, nach meinem Kenntnisstand bewerten und beur-
teilen und offen beantworten. 
3 "Wünschträume im Keim ersticken". Mich für Machbares einsetzen.  Doch was sind 
"Wunschträume" und was ist Machbar? Unzufriedene wird es immer geben! 
4 Aufnehmen und auf realistische Umsetzung prüfen. 
5 Einbringen in die Gemeinderatsarbeit Einladen zur kontinuierlichen Mitarbeit Im Ge-
spräch Zusammenhänge und Vorgänge erläutern 
6 Die Argumente der Bürger stellen u.U. eine andere Meinung als die meinige dar, 
müssen aber deswegen nicht falsch sein, sondern müssen genauso geprüft und 
diskutiert werden wie z.B. Vorschläge der Verwaltung oder der anderen Fraktuionen. 
7 Die Ideen ernst nehmen, selbst offen sein für Neues und prüfen, ob die Ideen nicht 
umgesetzt werden können 
8 ehrlich aber kritisch 
9 Ich möchte die Vorschläge offen annehmen, mir genau den Hintergrund erklären 
lassen, Rücksprache mit Betroffenen halten, in der Fraktion diskutieren, abwägen, 
meine Entscheidung/Meinung dem Bürger darlegen. Dieser muß meine Entschei-
dung nachvollziehen können. 
10 Prüfen, ob sich die Anregungen und Ideen mit einer nachhaltigen Entwicklung der 
Kommune vertragen und dem Klimaschutz dienen. 
11 Genau so wie ich es von der Verwaltung erwarte 





Werden die Ergebnisse 
der Bürgerbeteiligung 
Ihre persönliche Arbeit 
als Gemeinderat beein-
flussen? 
In wie weit werden sie Ihre Arbeit beeinflus-
sen? 
1 Ja Ich bin immer offen für eine umsetzbare Anregung 
2 Ja Gemeinwohlstiftendes wird Unterstützung finden, 
Anderes wird zurück gewiesen werden.     Zur Frage 
13 - Die Bürger in deren Mehrzahl ja. Einzelinteres-
sen Nein. 
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3 Ja Siehe 11. 
4 Ja Es haben sich Interessengruppen gebildet, die auch 
nach dem Prozeß der Bürgerbeteiliung weiter arbei-
ten werden um sich für ihre Themen einzusetzen. 
Dies ist zu berücksichtigen. 
5 Ja Klarere persönliche Meinung und offensivere Dar-
stellung im Gespräch Präziser und frühzeitig Sach-
verhalte kommunizieren und auch zu den Verant-
wortlichkeiten Stellung beziehen. Darstellung per-
sönlicher und privater Interessen und Klärung wo 
diese mitunter nicht mit dem Gemeinsinn vereinbar 
sind. 
6 Ja Siehe Punkt 11 
7 Ja Neue Ideen lassen den Blickwinkel auf eine Sache in 
neuem Licht erscheinen. Daran kann angeknüpft 
werden und auch umgesetzt werden 
8 Nein  
9 Ja Da ich gewählter Vertreter der Bürger bin - sehr! 
10 Ja Da ich Mitglied einer Fraktion bin, die sich dem 
Schutz der Umwelt und der Natur verpflichtet hat, 
werde ich mich von Maßnahmen zum Klimaschutz in 
meinem Engagement bestätigt fühlen. Entsprechend 
würde ich mich von sozialen Initiativen unterstützt 
fühlen, die Kindern, Jugendlichen, alten MitbürgerIn-
nen und Migranten zugute kommen. 
11 Ja Das kann ich nur politisch beantworten.. Das kommt 
auf die Ergebnisse an 
12 Ja Anregungen aufgreifen, mit meiner Fraktion diskutie-
ren und in die Arbeit des GR einbringen. 
 
XIV Können Sie sich vorstel-
len, die Bürger in Zukunft 
auch in andere politische 
Entscheidungsprozesse 
verstärkt einzubinden? 
In welchen Bereichen? 
1 Ja schwer, da das Subsidiaritätsprinzip ein Hemm-
schuh ist 
2 Ja In den Fragestellungen: "Was können wir oder 
kann ich für das Gemeindewohl meiner Stadt 
zusätzlich leisten?"  Brauchen wir einen eigenen 
Wald und wenn, was bin ich bereit dafür zusätz-
lich zu investieren. Brauchen wir ein Stadtver-
kehrskonzept und was bin ich bereit dafür zu-
sätzlich zu investieren. Ist verbesserte 
Ärzeversorgung notwendig und was würde ich 
zustätzlich dafür finanziell und persönlich auf-
bringen usw. 
3 Nein  
4 Ja In Bürgerbefragungen, Blogs oder sozialen 
Netzwerken, die von der Stadt genutzt werden 
5 Ja Bei großen Strukturpolitschen oder auch inhaltli-
chen Entscheidungen auf Landes -und Bundes-
ebene.   
6 Ja Bürgerbeteiligung ist in mehreren Bereichen 
denkbar, z.B. an welchem Platz eine KITA oder 
Vorschläge zur Gestaltung von öffentl. Plätzen 
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etc. Wenn man  aber den Besuch bei 
Gemeideratssitzungen oder Bürgerversammlun-
gen betrachtet, kommen mir manschmal Zweifel, 
in welchem Umfang bei "Otto-
Normalverbraucher" überhaupt ein Interesse an 
Kommunalpolitik besteht. 
7 Ja Gestaltung: - von öffentlichem Raum             - 
von Neubaugebieten             - von Wohnformen 
8 Nein  
9 Ja - Bebauung - Infrastruktur - Schule - Kinderbe-
treuung 
10 Ja Bebauungsplanung, Verkehrspolitik, Natur-
schutz, Bildungspolitik und andere mehr. 
11 Ja Vereinsleben Ökologische Prozesse 
12 Nein  
 
XV Wie stehen Sie persönlich dem Stadtentwicklungsprozess gegenüber? 
1 positiv 
2 positiv 
3 eher positiv, interessiert 
4 eher positiv, interessiert 
5 eher positiv, interessiert 
6 positiv 
7 positiv 
8 eher positiv, interessiert 
9 positiv 
10 abwartend, eher negativ 
11 positiv 
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